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Vergeſellſchaftung. 


Die Berliner Handelskammer hat ein 
kleines Schriftchen des Geheimen Kommerzien⸗ 
rats Felix Deutſch, des Vorſitzenden des Direk⸗ 
toriums der Allgemeinen Elektrizitäts Geſellſchaft 
zur Sozlaliſierungsfrage veröffentlicht, das zu 
allgemeinen Betrachtungen Anlaß bietet. Es 
enthält zahlenmäßige Zuſammenſtellungen zur 
Illuſtrierung des Anteilverhältniſſes von Kapital 
und Arbeit am Ertrag der Unternehmungen. 
Deutſch hat 66 Aktiengeſellſchaften der ver- 
ſchiedenſten Induſtrien aus allen Teilen Deutſch⸗ 
lands, die ihm ihr Material zur Verfuͤgung 
geſtellt haben, daraufhin unterſucht, wie groß 
der Anteil der Aktionäre und der Anteil der 
Arbeiter am Ertrag geweſen iſt. Dieſe Geſell⸗ 
ſchaften, deren Arbeiterſtamm ſich zwiſchen 450 
und 97 000 bewegt, beſchäftigten zuſammen 
783 781 männliche und weibliche Arbeiter und 
Angeſtellte. Sie zahlten an Löhnen im Durch⸗ 
ſchnitt von zehn Jahren jährlich 14 248 000 4 
an Steuern und ſozialen Laſten 2 172 000 -M 
und an Dividenden 2 152 000 . Während 
alfo Diwidendenauszahlungen und Steuer und 
Sozialleiſtungen fich etwa die Wage hielten, 
betrug die durchſchnittliche Dividendenſumme 
K etwa 13% deffen, was an Gehältern, 

ohnen, Steuern und ſozialen Aufwendungen 
geleiſtet wurde. Dabei iſt zu berückſichtigen, 
daß dies letzte Verhältnis bei den einzelnen 


Aktiengeſellſchaften natürlich ſehr verſchieden 
iſt. Es bleibt unter dem Durchſchnitt bei vielen 
Geſellſchaften mit ſehr hohem Arbeiterſtamm 
und ſteigt bis zu 50 % bei kleineren Unter⸗ 
nehmungen. Deutſch drückt diefe Relation noch 
etwas anders aus, indem er gleichzeitig feſtſtellt, 
daß bei den von ihm bearbeiteten Aktiengeſell⸗ 
ſchaften von jeder ausgegebenen Mark Angeſtellte 
und Arbeiter 76,7 Pf., Staat und Kommune 
11,7 Pf. und Aktionäre 11,6 Pf. empfingen. 
Er führt dann den Nachweis, daß ſelbſt bei 
dieſen gut rentierenden Unternehmungen, wenn 
die Aktionäre vollkommen auf ihre Dividenden 
verzichten wollten, auf den einzelnen Arbeiter 
für die Arbeitsſtunde nur ein Zuſchlag von 
11 Pf. oder ein Jahresplus von 270 °# 
entfallen würde. Ganz ähnlich ergibt ſich nach 
einer Zuſammenſtellung des Vereins für die 
bergbaulichen Intereſſen in Eſſen ein ent⸗ 
ſprechender Einkommenszuſchlag von 240 M 
im Jahr für jeden der 439 000 Beamten 
und Arbeiter, die im Durchſchnitt der letzten 
10 Jahre im Rheiniſch⸗Weſtfäliſchen 
Kohlenrevier bejchäftigt wurden. Deutſch 
macht dann die Probe aufs Exempel, in dem 
er daran erinnert, daß bei der Karl-⸗Zeiß⸗ 
Stiftung in Jena, bei der ſtatutengemäß das 
Stiftungskapital mit nur 5 verzinſt werden 
darf, die Nachzahlungen an die Arbeiter und 
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Angeſtellten ſeit der Gründung im Jahre 1896 
auf nie mehr als 250 pro Kopf ſich be- 
laufen haben und in einem Jahre überhaupt 
gar nicht ausgeſchüttet werden konnten. 

Dieſe rein ziffernmäßigen Feſtſtellungen der 
Deutſchſchen Veröffentlichungen können an ſich 
als einwandfrei betrachtet werden. Es fragt 
ſich nur, inwieweit man aus ihnen die Folge⸗ 
rungen ziehen darf, die Deutſch zieht. Da muß 
zunächſt feſtgeſtellt werden, daß die von Deutſch 
angeführten Ziffern allein für die Verteilung 
der Erträge zwiſchen Kapital und Arbeit nicht 
maßgebend ſein können. Denn wie Deutſch 
übrigens ſelbſt bemerkt, kommen für die Er: 
tragsberechnungen der Unternehmungen neben 
den Dividendenausſchüttungen ja auch noch die 
Reſerveſtellungen in Betracht. Dieſe Reſerven 
ſind nicht bloß berechtigte Rückſtellungen zur 
Erhaltung der Kapitalſubſtanz. Dieſen Charakter 
kann man ſchon den von der Geſetzgebung den 
Aktiengeſellſchaften aufgezwungenen ſogenannten 
geſetzlichen oder ordentlichen Reſerven nicht zu⸗ 
ſprechen. Sie ſind Aufſpeicherungen aus den 
Gewinnen. Und ein großer Teil der außer⸗ 
ordentlichen Reſerven und der ſtillen Reſerven 
trägt genau den gleichen Charakter. Das ſind 
alſo zunächſt Beträge, die reſtlos dem Kapital 
zugute kommen. Nach ihrer Aufſpeicherung 
freilich wirken ſie fördernd auf die Unternehmung 
und es unterliegt ja gar keinem Zweifel, daß 
ohne die Reſervepolitik der Aktiengeſellſchaften 
ihre Ausdehnung, ihre Konkurrenzfähigkeit und 
damit auch ihre Möglichkeit dauernd ſteigende 
Arbeitermaſſen zu beſchäftigen, nicht annähernd 
ſo wie es in den letzten Jahrzehnten der Fall 
geweſen iſt, geſichert geweſen wäre. Dieſe An⸗ 
lagen kommen alſo auch der Arbeiterſchaft zu⸗ 
gute. Auf der andern Seite muß natürlich 
auch in Betracht gezogen werden, daß ſowohl 
in den Dividendenausſchüttungen als auch in 
den Reſerveſtellungen bei einer ganzen Reihe 
von Aktiengeſellſchaften Summen enthalten ſind, 
die weder aus der Fabrikation noch aus der 
handelstechniſchen Konjunkturausnutzung, ſon⸗ 
dern aus Kapitaltransaktionen ſtammen, die in 
gar keiner Verbindung mit den Leiſtungen der Ar⸗ 
beiter und Angeſtellten ſtehen. Wie man aber auch 
rein theoretiſch zu den Deutſchſchen Ausführungen 
über dieſe Fragen ſtehen mag, praktiſch würde der 
Deutſchſche Zahlenbeweis auch nicht ſehr geändert 


werden, wenn man die Dividende zuzüglich der 
Reſerveſtellungen auf den einzelnen Arbeiter⸗ 
kopf verteilte. Man muß wohl ſchon ſehr 
optimiſtiſch rechnen, um anzunehmen, daß ſich 
die Zuſchlagsſumme pro Jahr und Kopf da⸗ 
durch um 100—200 % im Durchſchnitt erhöhen 
würde. Nun könnte man auch weiter noch die 
Aufſichtsratstantiemen und ſogar beſonders hohe 
Direktorentantiemen (die aber wahrſcheinlich 
nur für die Bankunternehmungen in Frage 
kommen würden) in Rechnung ſetzen und aller⸗ 
höchſtens 30—40 im Jahr zuſchlagen. 

Auf ein ſehr heikles Gebiet aber begibt 
ſich Deutſch bereits, wenn er die Dividenden⸗ 
höhe der Unternehmungen in ihrem Verhältnis 
zum Aktienkapital, als reine Verzinſungsquote, 
zu beſchönigen fucht. Die Durchſchnittsdividende 
der von ihm bearbeiteten Geſellſchaften hat 
10% vom Aktienkapital betragen. (Um alle 
Irrtümer auszuſchalten: 10% Dividende auf 
das zu verzinſende Kapital bedeutet unter 
Berückſichtigung der Reſerven nicht, daß 
das wirklich im Unternehmen arbeitende Kapital 
10%, Rente erarbeitete.) Nun ſagt Deutſch: 
„Nimmt man an, daß bei dieſem Dividenden⸗ 
ſatz der Aktionär beim Erwerb ungefähr 200% 
— häufig auch noch mehr — bezahlt hat, ſo 
hat er in Wirklichkeit nur eine Verzinſung von 
5% für ſein angelegtes Kapital gehabt.“ Tat⸗ 
ſächlich iſt es falſch, wenn, wie das in Arbeiter⸗ 
blättern ſehr oft geſchieht, die hohen Dividenden 
einzelner Geſellſchaften den jeweiligen Aktionären 
als Verzinſungsertrag zugerechnet werden. Der 
Aktionär, der eben nicht am Unternehmen be⸗ 
teiligt iſt, ſondern in Wirklichkeit die übliche 
Verzinſung für ein Wertpapier bezieht, empfängt 
ſelten mehr, als für ſein Riſiko angemeſſen iſt. 
Aber Geheimrat Deutſch überſieht eins: Die 
Steigerung der Aktie von 100 —200% beruht 
auf der Steigerung des Ertrages durch die Be⸗ 
träge, die dem Arbeiter nach ſeiner Berechnung 
vorenthalten werden. Sie treten im Kurs⸗ 
gewinn in Tapitdlifierter Form in die Erſcheinung 
und ſchaffen nicht nur Vermögens vermehrung 
für eine beſtimmte Gruppe von Aktionären 
und Spekulanten, ſondern auch Zuſatzeinkommen 
aus der Verzinſung des vermehrten Vermögens. 
Hier zeigt ſich ſchon, daß das Problem der 
Sozialiſierung nicht einfach durch ſtatiſtiſche 
Tabellen erledigt werden kann. 
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Es fragt ſich eben, was man eigentlich 
unter So zialiſierung verſteht. Die Beweis⸗ 
führung der Deutſchſchen Veröffentlichung erinnert 
doch allzu ſehr an den in tauſend Volksver⸗ 
ſammlungen ebenſo oft erhobenen wie wider⸗ 
legten Vorwurf, daß die Sozialdemokratie teilen 
wolle. Wobei Deutſch ja allerdings durch die 
Art ſeiner Beweisführung bekundet, daß dieſe 
Teilungsabſichten ſich nur auf die Produktions⸗ 
mittel und ihre Erträge erſtrecken ſollen. Aber 
im Grunde genommen bewegt er ſich doch in 
demſelben Anſchauungskreis wie jener Rothſchild, 
der einem Armen einen Taler aushändigte und 
erklärte, daß er der Betrag ſei, der auf ihn ent⸗ 
falle, wenn er ſein Vermögen verteile. Wie ſehr 
Deutſch das Sozialiſierungsproblem als eine 
reine Verteilungsfrage anſieht, geht aus einer 
anderen Unterſuchung hervor, die er gleichfalls 
anſtellt. Er berechnet aus den Aktionärliſten 
der Generalverſammlungen der Deutſchen Bank, 
der Diskonto⸗Geſellſchaft, der Dresdner Bank. der 
Allgemeinen Elektrizitäts⸗Geſellſchaft, der Gelſen⸗ 
kirchner Bergwerks⸗Geſellſchaft und des Phönix, 
daß im Durchſchnitt etwa nur zwiſchen 8000 
und 11000 M. Aktien nach dieſen Anmeldungen 
auf den einzelnen Aktionär entfallen. Der durch⸗ 
ſchnittliche wirkliche Anteil des einzelnen Aktionärs 
iſt aber nach ſeiner Meinung nur etwa 3 bis 
5000 M, weil man berückſichtigen müſſe, daß 
die großen Summen, die die einzelnen Banken 
anmelden, ſich ja auf außerordentlich viele 
einzelne Aktionäre verteilen. Deutſch fährt 
dann fort: „Das heißt aber nicht anders, als 
daß das Gros des deutſchen Aktienkapitals ſich 
in unzähligen Händen befindet, alſo ſchon ſo 
gut wie ſozialiſtert ift.” 

Dieſe Auffaſſung über Sozialiſierung deckt 
ſich vollkommen mit dem, was ein Teil der 
deutſchen Arbeiterſchaft in den erſten Monaten 
der Revolution und hier und da wohl auch 
heute noch unter Sozialiſierung verſtand: die 
Verteilung der Erträge der Unternehmungen 
unter deren Arbeiter. Von dieſem Standpunkt 
aus betrachtet, hat Deutſch in der Tat, wenn 
man ſo will, den Beweis erbracht, daß die zur 
Verteilung in ſolchem Fall bereitſtehenden 


Summen ſich nicht einmal in verhältnismäßig be⸗ 
ſcheidene Forderungen nach Lohnauſbeſſerungen, 
geſchweige denn in die gewaltigen Lohnſteige⸗ 
rungen umſetzen laſſen, die während der Revo⸗ 
lution von den Arbeitern verlangt und von den 
Arbeitgebern ſogar unter dem Druck der Ver⸗ 
hältniſſe bewilligt worden ſind. Die Deutſchſchen 
Ziffern zeigen deutlich, daß ein Weitergehen oder 
auch nur Andauern ſolcher „Sozialiſierung“ die 
deutſchen Unternehmungen nach und nach ſämtlich 
ruinieren müßte. Denn mögen bei einer Reihe von 
Einzelunternehmungen, die nicht auf aktien⸗ 
geſellſchaftlicher Baſis betrieben werden, die Ver⸗ 
hältniſſe ſogar noch etwas beſſer liegen als bei 
den Aktiengeſellſchaften, was von der deutſchen 
Wirtſchaft in den letzten Monaten verlangt 
worden iſt, kann ſie unmöglich ohne ſchweren 
Schaden erfüllen. 

Aber darüber iſt ſich ja doch nun wohl alle 
Welt klar, daß Sozialismus und Sozialiſierung 
etwas ganz anderes bedeutet. Es handelt ſich 
hierbei um einen Umſtellungsprozeß der ge⸗ 
ſamten Wirtſchaft, um eine andere Organiſations⸗ 
form der menſchlichen Arbeit, um die Umwand⸗ 
lung der willkürlichen Einzelbeſtimmung über 
den Arbeitsprozeß, verſchieden in den einzelnen 
Arbeitsſtätten, in die geſellſchaftliche Leitung und 
Arbeitsdispoſition für den Geſamtberufszweig 
und für die Geſamtwirtſchaft. Das Ziel dieſer 
Umformung iſt die Rationierung der Leiſtung 
und die Erhöhung der Produktivität. Inwieweit 
dabei das bolſchewiſtiſche Ideal der gleichen 
Entlohnung unter Fortfall jedes Arbeitsanreizes 
durch Profit erreicht werden kann, oder ob das 
für die kapitaliſtiſche Wirtſchaftsordnung charak⸗ 
teriſtiſche Profitintereſſe in allerdings beſchränktem 
Maße zur Erhaltung der freien Initiative bei⸗ 
behalten werden muß, braucht hier gar nicht 
erörtert zu werden. Auf jeden Fall muß man 
feſthalten: Sozialismus iſt ein geſellſchaftlich 
organiſiertes Arbeitsſyſtem auf der Stufe höchſter 
Produktivität. Die Veränderung, die bei jedem 
ſozialiſtiſchen Syſtem für die Ertragsverteilung 
ſofort eintreten würde, iſt die Ausgleichung der 
Einzeleinkommen, die Verminderung der Differen⸗ 
zen zwiſchen Mindeſt⸗ und Höchſtbezügen der ein- 
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zelnen Individuen. Hier bieten ſchon die Deutſch⸗ 
ſchen Ziffern recht intereſſante Anknüpfungs⸗ 
punkte. Wenn nämlich, wie in dem Deutſchſchen 
Beiſpiel, die Aktionäre völlig auf den Ertrag 
verzichten und ihre Dividenden den Arbeitern 
und Angeſtellten zur Verfügung ſtellen würden, 
ſo wäre damit nicht etwa bloß erreicht, daß 
Millionen ein paar hundert Mark mehr im 
Monat erhielten, die volkswirtſchaftliche Wirkung 
ſolcher Maßnahmen würde ſich in der anderen 
Schichtung der Einkommen, in den vollkommen 
veränderten Konſumverhältniſſen, in der Ver⸗ 
änderung der Kapitalsbidung ausdrücken. 
Wenn der Wirtſchaftsmechanis mus durch nichts 
weiter verändert würde, ſo müßte ſogar ſehr 
bald eine Reduktion aller Arbeiteremkommen 
ſtattfinden. Mindeſtens würde im ſelben Ver⸗ 
hältnis, wie der Nominallohn der Arbeiter ſteigt, 
die Kaufkraft dieſes Lohnes ſich vermindern, 
denn der Konſum ſteigt, während die Kapital⸗ 
bildung, von der bis zum gewiſſen Grade das 
Angebot an Waren abhängt, nicht entſprechend 
nachwächſt. Dieſer Hinweis allein zeigt ſchon 
ziemlich deutlich, daß, wie alle Probleme des 
Sozialismus, ſo auch die Sozialiſierungsfrage 
insbeſondere, nicht vom Standpunkt der Ver⸗ 
teilungsfrage allein zu löſen iſt 

Wenn man aber die Sozialiſierung fo auf- 
faßt, wie ich das eben geſchildert habe, ſo werden 
auch ſofort die Schwierigkeiten bei der Durch⸗ 
führung klar. Die erfreulichen Wirkungen einer 
wirtſchaftlichen Syſtemänderung im Sinne des 
Sozialismus, die ſich weniger in hoher Lohn- 
ſteigerung, ſondern in dem Aufhören der Arbeits⸗ 
loſigkeit, dem Verſchwinden der Unſicherheit der 
Exiſtenz, alſo doch nur für verhält ismäßig 
wenig Individuen ſofort geltend machen werden, 
werden zunächſt die Arbeiter kaum befriedigen. 
Die Arbeit wird im Anfang ſogar womöglich 
härter werden, als fie früher war. Die Streif- 
luſt und der Hang zur Bummelei muß vermut⸗ 
lich ſogar mit großer Schroffheit bekämpft werden. 
Die drakoniſchen Maßnahmen, die Lenin ieil- 


weiſe bereits in Rußland eingeführt hat, ſind 
nicht etwa nur eine Begleiterſcheinung des bol⸗ 
ſchewiſtiſchen Syſtems, ſondern müſſen für die 
Uebergangszeit jeden Sozialismus begleiten. 
Erſt allmählich kann die Durchorganiſierung 
der ganzen Geſellſchaft die Steigerung der Pro⸗ 
duktivität zur Folge haben und damit auch eine 
Steigerung des Güterertrages. Und erſt dann 
wird man ſich zu entſcheiden haben, ob dieſe 
Steigerung in der Zubilligung erhöhter Güter⸗ 
mengen oder in der Herabſetzung der Arbeits⸗ 
zeit und Verfeinerung der Kultur zur Geltung 
kommen ſoll. Das ſozialiſtiſche Syſtem muß 
durch ſtraffſte Organiſation der Arbeit und 
durch ſtärkſte Aufſtachelung des Arbeitswillens 
letzten Endes dazu führen, die Muße zwiſchen 
der Arbeit zu verlängern. Denn das ganze 
Syftem gewinnt feinen Sinn nur dadurch, daß 
es die Gütererzeugung der Bedarfsbefriedigung 
unterordnet und ſie nicht länger Selbſtzweck 
bleiben läßt. Der Menſch arbeitet, um zu leben, 
aber er lebt nicht, um zu arbeiten, ſolange 
man unter Arbeit Zwecktätigkeit für die Pro⸗ 
duktion rein materieller Bedarfsgüter verſteht. 

Dieſes Ziel und dieſer Erfolg des Sozialis⸗ 
mus, noch mehr aber die Form, in der er zu- 
nächſt in die Erſcheinung treten muß, ſteht in 
ſchärfſtem Widerſpruch zu der demagogiſchen 
Agitation, die vielfach von den ſozialiſtiſchen 
Parteien bisher betrieben worden iſt. Mit der 
Umwandlung der Produktion wird daher eine 
mühſelige Erziehungsarbeit Hand in Hand 
gehen müſſen. Es bedarf der gründlichen Um⸗ 
ſtellung der Geiſter. Dieſe Umſtellung wird 
gar nicht möglich ſein, wenn man nicht an der 
notwendigen Selbſtverwaltung der Induſtrie 
in der Räteform die Arbeiter teilnehmen läßt. 
Nur durch den Anſchauungsunterricht, den die 
aktive Mitwirkung an der Produktion dem Ar⸗ 
beiter erteilt, kann er reif werden zum Sozialis⸗ 
mus, kann er begreifen, daß die Veränderung 
des Wirtſchaftens ihm Nutzen bringt, der nicht 
nur an der Lohnhöhe gemeſſen werden darf. 
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Abbau der 


Preiſe! 


Von Hans Goslar, Berlin. 


Als der Weltkrieg ausbrach, machte ſich eine Beit- 
lang in Oeutſchland eine Aengſtlichkeit des Publikums 
in finanziellen Dingen bemerkbar. Man hob hier und 
da Gelder von den Sparkaſſen ab und hielt mit Aus⸗ 
gaben für nicht unbedingt notwendige Dinge zurück. 
Am den für die ganze Volkswirtſchaft ſchädlichen Folgen 
dieſer damals viel zu weit gehenden Zurückhaltung und 
Sparſamkeit entgegenzutreten, um das Wirtſchaftsleben 
nicht ins Stocken geraten zu laſſen, wurde der Appell 
an das Volk gerichtet, gerade jetzt mit Beſtellungen, 
Aufträgen, Reparaturen nicht zu kargen, auf daß in 
die Kaſſen des Handwerkers, Arbeiters, Inſtallateurs 
Fabrikanten und Händlers Geld fließe und das Nad 
des Wirtſchaftslebens nicht in feinen Drehungen nach⸗ 
aſſe. Kurze Zeit ſpäter jedoch, als man ſich des vollen 
Ernſtes der durch die engliſche Hungerblockade ge⸗ 
ſchaffenen Lage ſchon mehr bewußt wurde, als man 
einzuſehen begann, daß wir für die Dauer des Krieges 
darauf angewieſen ſeien, mit unſeren eigenen Vorräten 
zu wirtſchaften und man infolgedeſſen mit dem Vors 
handenen haushalten müffe, ergingen die erſten Mah⸗ 
nungen zur Sparſamkeit und zur Einſchränkung an das 
deutſche Volk. Man wird ſich erinnern, daß man zu 
jener Zeit insbeſondere in den Briefkäſten und Fragen 
ecken der Familienblätter die ehrlich bekümmerten Ans 
fragen von Hausfrauen und Familienvätern leſen 
konnte, die der Redaktion klagten, daß ſie durch die 
einander widerſprechenden Aufrufe an die Deffentlichkeit 
nun wirklich nicht mehr wüßten, welche Methode gegen— 
wärtig die richtige und dem Vaterlande dienliche fei; 
diejenige, die das Geld ins Rollen bringe oder die der 
Sparſamkeit und der Einſchränkung. 

An die Situation jener Tage wird man unwillkürlich 
erinnert, wenn man zwei Veröffentlichungen ließt, die 
uns ein eigenartiger Zufall gerade zur gleichen Zeit 
zuführt. An leitender Stelle ihrer Mitteilungen erläßt 
die Handelskammer zu Erfurt eine Bekanntmachung, in 
der zunächſt feſtgeſtellt wird, daß in letzter Zeit die 
Kaufleute überall klagten, daß die Verbraucher in der 
Hoffnung auf ein baldiges Verſchwinden der Erſatzwaren 
und auf einen ſtarken Rückgang der Marftpre ſe mit 
ihren Einkäufen zurückhielten. Die Handelskammer 
nennt dieſe Hoffnung unbegründet und die Zürückhaltung 
der Käufer unſozial. Sie begründet dann dieſes 
Urteil durch folgende Auslaſſungen: 

„Bei den ganz unbeſtimmten Ausſichten 
unſerer Rohſtoffverſorgung, der ſtark geſunkenen 
Kaufkraft unſeres Geldes im Auslande, den 
jetzigen hohen Arbeitslöhnen, der verkürzten 
Arbeitszeit und den zu erwartenden gewaltigen 
Steuerlaſten kann für die nächſte Zeit kaum mit 

8 Ermäßigung der Erzeugungskoſten und ſomit 
en Warenpreiſe gerechnet werden. Es iſt daher 
völlig unbegründet, wenn in der Annahme eines 
baldigen Preisrückganges bemittelte Verbraucher 
treiſe mit ihren Einkäufen zurückhalten. Anſer 
geſamtes Wirtſchaftsleben muß dadurch den 


größten Schaden erleiden. Denn bei ſtockendem 
Geſchäftsgang werden die Einzelhändler den 
Fabrikanten keine Aufträge mehr erteilen und 
die Fabrikanten wiederum wegen Mangels an 
Aufträgen ihre Arbeiter und Angeſtellten nicht 
mehr beſchäftigen können. Eine derartige Ent- 
wicklung müßte ſchließlich zu einer vollkommenen 
Auflöſung in unſerem Wirtſchaftsleben führen 
Daher geht an die Verbraucher die Aufforderung. 
Heraus mit den Banknoten! Bringt das Geid 
in Amlauf zur Aufrechterhaltung und Fortent⸗ 
wicklung unſeres geſamten Wirtſchaftslebens!“ 
Eine ganz andere Tonart wird in der Zeitſchrift 
„Sparkaſſe“, dem amtlichen Fachblatt der deutſchen 
Sparkaſſen, angeſchlagen. Hier wird eine Reihe von 
Werbeplakaten und Zeitungsanzeigen der Stadtſparkaſſe 
Königshütte veröffentlicht, die der Schriftleiter der Beit- 
ſchrift, der bekannte Landesbankrat Reuſch, als 
muſterhaft und vorbildlich bezeichnet. Dieſe Anzeigen 
leiten einen energiſchen Werbefeldzug für das Sparen 
ein. Wir greifen aus ihnen folgende beſonders wirkungs⸗ 
volle Sätze heraus: 


Wer ſpart, hilft Lebensmittel 
und Kleidung billiger machen! 

Im Frühjahr iſt der Kohl teuer, weil es 
wenig gibt; im Herbſt iſt derſelbe Kohl ſpottbillig 
weil er in Maſſen zum Markt kommt. Alſo, 
viel Angebot macht billige Ware! 
Wenig Angebot macht teuere Ware. 

Den Speck im Schleichhandel möchte jeder 
gern haben, für alle langt's aber doch nicht. Alſo 
mehr Nachfrage als Angebot und: deſto teurer 
der Speck. 

Wenn aber nicht jeder den Speck kauft, bleibt 
davon übrig. Eh' er verdirbt, verkauft ihn der 
Fleiſcher — billiger — vielleicht gar unter 
feinem Preiſe! Sinkende Nachfrage ift alfo Ver- 
billigung der Ware! 

Müſſen heute Arbeiterinnen Ballkleider zu 
450 c kaufen, wie man das ſehen konnte? und 
Hüte für 100 & Würden nicht diefe und andere 
Waren billiger werden müſſen, wenn ſie weniger 
gekauft würden, 

wenn wir ſparen würden? 

Es iſt nämlich beim Warentauſch die Ware 
teuer, die ſelten iſt, und die Ware iſt billig, die 
zahlreich angeboten wird. Je mehralſo Geld 
zum Warentauſch angeboten, aug. 
gegeben wird, deſto weniger gilt es 
deſto mehr gilt die Ware, deſto teuerer wird ſie. 
And umgekehrt! 

Wer alſo ſpart, hilſt die Teuerung bekämpfen! 

Man wird zugeben, daß nicht gut einander ſchärfer 
widerſprechende Auslaſſungen gegenübergeſtellt werden 
können, als es die Mahnung der Erfurter Handels- 
kammer und die Aufrufe der Königshütter Sparkaſſe ſind. 


Es iſt außerordentlich ſchwer zu entſcheiden, welche 
der beiden Auffaſſungen heute nun reſtlos das Richtige 
teifft; aber wir glauben doch folgendes fagen und verant 
worten zu können: Der augenblickliche Preisſtand unſe 
rer Waren im Detailhandel ift fo hoch, daß ein jeder, 
der nicht unbedingt zu Käufen gezwungen iſt, oder der 
nicht zu der kleinen Schicht von Leuten gehört, die 
allen Anlaß haben, ihr Vermögen durch Geldheraus- 
werfen mit beiden Händen etwas zu reduzieren, ſich 
beim Einkauf auf ganz unentbehrliche Bedarfsartikel 
beſchränkt. Schon der nackte Lebensunterhalt, die 
Riejenpreife im Schleichhandel, die Steigerung der 
Wohnungs- und Ladenmieten uſw. erfordern einen ſo 
hohen Prozentfag des Einkommens des Mittelſtandes, 
insbeſondere der feſtbeſoldeten und von begrenzten 
Kapitalbezügen Lebenden, daß für Ausgaben, die nur 
ein wenig den Stempel des Lurus tragen, keine Mittel 
mehr verbleiben. Dann aber ſchrecken auch die Preiſe 
die Leute, die an ſich in der Lage wären, zu kaufen, ab. 
Wenn ein Herren-Leinenkragen heute ſo viel koſtet, wie 
früher ein Dugend der beſten Art und ein Hemd bdeg- 
gleichen, wenn Leder, Metall- und Holzartikel, in denen 
zar nicht einmal viel Handwerkerarbeit ſteckt, kaum er⸗ 
ſchwinglich ſind, Hüte das Siebenfache des früheren 
Preiſes loften, fo wird eben vom Käuferpublikum 
möglichſt lange mit dem Einkauf gezögert, oder nur 
eine weit geringere Menge als früher eingekauft. Weil 
man eben der Anſicht iſt, daß dieſe hohen Preiſe auf 
die Dauer, ja auch nur in abſehbarer Zeit, nicht ge⸗ 
halten werden können. 

Es iſt kein Zweifel, daß ein erheblicher Teil dieſer 
Preiſe infofern berechtigt ift, als in den Fabrikatpreiſen 
eben all das zum Ausdruck kommt, was ſich an ver- 
teuernden Einflüſſen auf dem langwierigen Produktions. 
wege abgeſpielt hat: Kohlenpreiserhöhung und Arbeiter- 
löhne im erſten Produktionsſtadium, höhere Arbeiter 
löͤhne und Angeſtelltengehälter ſowie geſteigerte Unfoften 
in der Fabrikation, neue Zuſchläge auf den ſchon per- 
teuerten Einkaufspreis bei dem gleichfalls mit geiteiger- 
ten Koſten arbeitenden Großhandel und endlich die 
Aufſchläge des Detailliften, der mit jeder neuen Waren- 
ſendung teurer einkauft und doch aus dem Einzelver- 
kaufspreiſe feine erhöhten allgemeinen Ankoſten heraus 
ſchlagen und überdies feine ſehr teuere Lebenshaltung 
beſtreiten will. Nun iſt es aber ebenſo fraglos, daß 
eine ganze Anzahl von noch bedeutend billiger einge- 
kauften Artikeln, ja die Ladenhüter aus der Friedens- 
zeit, gleichfalls zu den Preiſen verkauft werden, die 
mit Fug und Recht nur für die zu den letzten höchſten 
Preiſen eingekauften Waren berechnet werden dürfen. 
Auf die in letter Zeit vielfach in der Oeffentlichkeit 
diskutierte Frage, wieweit überhaupt der freie Handel 
in den nicht rationierten und zu Höchſtpreiſen umgeſetzten 
Artikeln die Ware verteuert hat, kann hier nur ganz 
kurz in dieſem Zuſammenhang eingegangen werden. 
And da muß denn doch erklärt wtrden, daß für diefe 
Verteuerung im freien Handel Veweiſe vorliegen, die 
nicht weggeſtritten werden können. Die Tabak branche, 
der Wein handel, der Eierhandel nach der Freigabe 

aben uns gezeigt, wie der freie Handel, wenn die Auf ⸗ 
käufer vor einem nur in begrenztem Umfang vorhandenen 
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begehrten Material ſtehen, durch gegenſeitiges Ueber- 
bieten der Konkurrenz die Preiſe hinauftreibt und damit 
die Anſprüche der Produzenten automatiſch immer 
weiter hinauftreibt. 

Der Handel, insbeſondere der Detailhandel, be- 
findet ſich in einer ſehr ſchwierigen Lage. Dutzende 
Male während des Krieges hat ſich der gewiſſenhafte 
Kaufmann überlegt, ob es noch Zweck habe, die bei 
jeder Offerte des Fabrikanten teurer werdenden Waren 
aufs Lager zu nehmen. Immer wieder hat er geſehen, 
daß er mit dem Kauf richtig gehandelt hat, da in einem 
Monat oder einem Vierteljahr ſchon wieder weit höhere 
Preiſe angelegt werden mußten. Er wird daher auch 
heute eher geneigt ſein zu glauben, daß, zumal unter 
den jetzigen Produktions verhältniſſen, die Aufmwärtsbe- 
wegung der Preiſe noch nicht ihr Ende erreicht hat. 
Aber eines ſtimmt ihn doch bedenklich: Er ſieht, — und 
das kann auch ein jeder Außenſtehende dureb Umfragen bei 
den Warenhäuſern, Kaufhäuſern und großen Detailliſten 
ohne weiteres feſtſtellen — daß das Geſchäft auch in 
den von der Bezugsſcheinpflicht befreiten Artikeln faſt 
vollſtändig ſtockt, die dem Publikum zu teuer erſcheinen. 
Auf der andern Seite aber will niemand vom Handel 
mit einem Abbau der Preiſe vorangehen. Man 
hätte ſich hierzu Hals über Kopf entſchließen müſſen, 
wenn ein günſtigerer Frieden, der uns in einer beſſeren 
Finanzlage angetroffen hätte, ſchleunige Zufuhren an 
billigen Rohſtoffen und Fabrikaten aus dem Auslande 
in Ausſicht geſtellt haben würde. Dann hätte ſich der 
Handel zweifellos, um nicht unter die Räder zu kommen 
und um nicht auf ſeinen teuren und, weil vielfach mit Er- 
ſatzſtoffen gearbeiteten, ſchlechteren Artikeln ſitzen zu 
bleiben, zu einer ſchnellen Räumung ſeiner Läger zu 
herabgeſetzten Preiſen gezwungen geſehen. Dann hätte 
der, der nicht rechtzeitig die Situation erfaßt und ſeine 
Warenbeſtände abzuſtoßen verſucht und ſich damit auch 
Bargeld zum Neuankauf verſchafft hätte, zu den be- 
kannten „Letzten« gehört, den „die Hunde beißen“. 
Heute liegen nun leider die Dinge ſo, daß das Lebens- 
mittelabkommen mit der Entente und die uns darin bes 
willigten Vollmachten zum Einkauf bei den Neutralen 
uns keine Gewähr dafür bieten, daß das Preisniveau 
im Inland ſich in abſehbarer Zeit weſentlich ſenkt. 
Denn hierfür wäre die Vorbedingung ja ein Einſetzen 
am Hebel der ganzen Teuerung (wenn wir einmal von 
der Inflation abſehen), ein Herabdrücken der Preiſe der 
für die einfache Lebenshaltung erforderlichen Nahrungs- 
mittel und Gebrauchsartikel. Von da aus hätte rück⸗ 
wirkend, ebenſo wie von dort aus nach vorn greifend, 
die ſprungweiſe Teuerung kam, ein ſchrittweiſes Zurück⸗ 
gehen der Löhne, Gehälter, Ankoſten und Preiſe er- 
folgen können. Dieſe Hoffnung iſt, das muß leider 
geſagt werden, vorläufig nur in beſchränktem Amfang 
erfüllbar. 

Aber von einer anderen Seite aus könnte doch 
eine Aenderung der Sachlage bewirkt werden. Wenn 
nämlich das Ausland und insbeſondere England und 
Amerika uns mit Fertigfabrikaten überſchwem - 
men, die trotz unſerer entwerteten Valuta noch wohlfeil 
gegenüber unſeren Beſtänden find. Dieſe Gefahr iſt 
keineswegs ausgeſchloſſen. Sie iſt es insbeſondere nicht 
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bei Textilwaren, an deren Lieferung England ein großes 
Intereſſe hat. Wir aber müßten gegebenenfalls, wenn 
wir nicht die Einfuhr von Nohftoffen in hinreichender 
Menge erzielen können, deren Verarbeitung unſern 
Arbeitern Lohn gewährt, doch ſchließlich diefe Fertig 
fabrikate einführen, um unſere Bevölkerung kleiden zu 
können. And England beabſichtigt, wie nach neuen 
Meldungen verlautet, nicht nur uns Textilien und fertig 
konfektionferte Artikel, ſondern auch Schuh und Leder- 
waren zu ſenden. In der Generalverſammlung der 
Mechaniſchen Weberei Augsburg wurden denn auch 
ſchon jetzt die ſtärkſten Befürchtungen vor einer Aeber⸗ 
flutung mit amerikaniſcher Baumwolle und Baumwoll⸗ 
fabrikaten geäußert. Und die japaniſche Induſtrie hat, 
wie aus guter Quelle verlautet, ſächſiſchen Firmen 
japaniſche Fahrräder zum Preiſe von 45 „ das 
Stück, in jeder Menge in einem Vierteljahr lieferbar 
angeboten, während heute bei uns die Preiſe das 6-8 fache 
davon ausmachen. Aehnlich liegen die Dinge, um nur 
auch ein ſolches Beiſpiel herauszugreifen, bei den für 
Schreibmaſchinen gebrauchten Farbbändern. Leber 
die Verhältniſſe in dieſem Induſtriezweige kann man in 
den Fachorganen ſogar leſen, daß die gewaltig geſtiegenen 
Preiſe nicht durch die wirtſchaftlichen Verhältniſſe 
gerechtfertigt feien, ſondern von der Konvention der 
Fabrikanten diktiert wurden. Sobald wieder amerikaniſche 
Farbbänder zu weit billigeren Preiſen auf den Markt 
kommen, iſt die deutſche Fabrikation, wenn ſie nicht ſchon 
vorher einlenkt, einfach ausgeſchaltet. Schon heute liegen 
aber große Mengen Farbbänder in Schweden und 
Dänemark, die, ſelbſt unter Berückſichtigung unſerer 
gegenwärtigen Valuta, zu Preiſen angeboten werden, 
die die deutſchen Inlandpreiſe weit unterbieten. Hier 
liegt die Schuld nicht beim Handel, fondern bei den 
Fabrikanten. Aber der Handel müßte, unter Hinweis 
ſowohl auf die übermäßig hohe Preisfeſtſetzung, wie 
auch auf die bevorſtehende Möglichkeit der Auffüllung 
feiner Läger mit amerikaniſchen Beſtänden einen Oruck 
auf die Konvention ausüben, der ſie zu Preisreduktionen 
zwingt. 

In Summa: Wenn auch keine allgemeine ſchnelle 
Senkung des Preisniveaus in Deutſchland vor der Tür 
ſteht, ſo iſt doch ſehr wohl mit der Möglichkeit zu rechnen, 
daß Auslandsſabrikate mit beſſeren Rohmaterialien zu 


vergleichweiſe billigeren Preiſen hereinkommen und! daß 
dann der Groß- und Oetailhandel vor einem Konflikt 
ſteht, der in der regeren Nachfrage der Käufer für die 
Auslandsware begründet iſt. Ein Konflikt, der von ihm 
im Sinne des Publikums wird gelöſt werden müſſen, wenn 
nicht die Oeffentlichkeit, die ihre Bedürfniſſe nicht hinter 
den ſachlich noch ſo begründeten Intereſſen des 
Handels zurückgeſetzt ſehen will, den Ruf nach fä- 
dtiſchen Verkaufsſtellen der Auslandsprodukte 
erheben ſoll. Aber, auch wenn dieſe Auslandsware nichtn 
ſo ſchnell und in größeren Mengen hereinkommen, droht 
dem Händler eine längere Periode der Stagnation 
des Geſchäftes. Dem Kaufmann aber liegt und muß 
daran liegen, fein Kapital fo oft wie möglich m- 
zuſetzen. Verkauft er ſchnell und häufig mit kleinem 
Nutzen, ſo iſt das für ihn wertvoller als ein ſtockender 
Amſatz zu Preiſen, in denen höhere Gewinnmöglichkeiten 
liegen. Den Schluß hieraus zu ziehen iſt nicht ſchwer 
Der Handel muß ſich reſolut zu einem Abbau der Preiſe 
auf der ganzen Linie entſchließen. Nicht in einem Maße 
natürlich, der ſeine Exiſtenz untergräbt, aber doch in 
einem Amfang. der dem Käuferpublikum, das nun feit 
Jahren mit verbiſſenem Grimm das ſtändige Steigen 
der Preiſe beobachtet, neuen Mut einflößt und ihm 
einen Anreiz zum Einkaufen gibt! 


Einer muß den Mut zum Anfang haben. Es iſt 
leine Kunſt, mechaniſch die Aera der Preisſteigerungen 
mitzumachen und in löblicher Eile die neuen Preis- 
erhöhungen auch auf ſeine eigenen Waren aufzuſchlagen. 
Die Kunſt iſt vielmehr, dann auch die Käufer zu finden, 
oder aber, wenn dieſe ausbleiben und „nicht mehr mit⸗ 
machen wollen“ die richtige Schlußfolgerung zu ziehen. 
Die heißt aber in dieſem Falle ſichendlich einmal 
gegen die Entwicklung, gegen die endloſe 
Preistreiberei zuſtemmen. Man wird, deſſen 
bin ich gerade aus der hohen Einſchätzung der pfpcho- 
logiſchen Wirkungen eines ſolchen heute noch als 
ungeheuerlich empfundenen Vorgehens ſicher, damit 
nicht das Grab des Handels ſchaufeln, ſondern ipm, 
der jetzt auf ein totes Gleis geraten iſt, in neue Bahnen 
lenken, die ihm beſſere Zeiten und der geſamten Wirt- 
ſchaft den erſehnten äußeren Anſtoß zum Beſinnen und 
zur Einkehr bringen werden 
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Das Reich hat aus dem Kriege eigentlich noch 
lediglich einen Wirtſchaftsrahmen zurückbehalten. 
Dieſer Rahmen iſt ausgefüllt mit einer Wirtſchaft, 
die bis zum Kriegsende zum überwiegenden Teile 
für Rechnung des Reiches gearbeitet, dem Reich 
ſeine Produkte geliefert und aus der Arbeit fürs 
Reich ihren Gewinn gezogen hat. Dieſe Wirtſchaft 
at jahrelang vom Ausland vollkommen abgeſperrt 
und ganz auf ſich angewieſen geweſen. Sie hat 


* Siehe Plutus, Jahrgang 1918, S. 79, 93, 
103, 129, 143, 155, 169, 182, 199, 211, 224, 256, 274, 
291, 306, 620, 344, 366, Jahrg. 1919, S. M, 56, 73, 
89, 120 und 138 ff. 


vielfach die alten Wurzeln ihrer Kraft vollkommen 
verloren. Ob es ſie wiedergewinnen kann, bleibt 
zweifelhaft. Dieſe Wirtſchaft iſt aber auch, wie 
ich an anderer Stelle ſchon ausführlich auseinander⸗ 
ſetzte, in bezug auf ihre rein finanzielle Arbeits⸗ 
möglichkeit zum weſentlichen auf den Staat und 
deſſen Wohlergehen angewieſen. Sie iſt ihrer ur⸗ 
jprünglichen kapitaliſtiſchen Kraft beraubt, und die 
meiſten ihrer Unternehmungen haben Waren oder 
Wertbeſtände gegen Kriegsanleihen getauſcht, und 
vom Werte dieſer Kriegsanleihen wird es nun ab⸗ 
hängen, inwieweit, ſelbſt wenn ſich die rein wirt⸗ 
liche Gelegenheit zu neuer Tätigkeit wieder bieten 


ſollte, die Ausübung dieſer Tätigkeit finanziell 
wieder möglich werden wird. Alles in allem alſo 
eine Wirtſchaft, die vollkommen aufs Ungewiſſe ge⸗ 
ſtellt iſt. Gewiß inmitten dieſer Fülle von Unge⸗ 
wißheit iſt allein nur die unumſtößliche Tatſache, 
daß der Staat Geld braucht. Viel Geld. Unend⸗ 
lich viel Geld. 

Dieſes Geld kann nur aus der deutſchen Wirt⸗ 
ſchaft fließen. Daß dieje Wirtſchaft fih nach irgend- 
einer Richtung hin und in irgendeiner Weiſe fidh 
wieder in Bewegung ſetzen wird, ijt ſelbſtverſtändlich. 
Aber vollkommen ungewiß iſt, welche finanziellen 
Möglichkeiten für den Staat aus dieſem neuen Wirt- 
ſchaftsbetriebe ſich ergeben können. Darf der Staat 
unter dieſen Amſtänden alles wild und wirr durch⸗ 
einander wachſen laſſen? Es wäre eine Unmöglich⸗ 
keit. Es bleibt gar kein anderer Weg: der Staat 
muß ſich ſelbſt die Wirtſchaft ſchaffen, aus der er 
ſteuern kann. Und er muß den Verſuch machen, ſie 
ſo herzuſtellen, wie ſie ſowohl für die wirtſchaftliche 
als auch für die finanzielle Zukunft des Staates 
ihm am beſten ſcheint. Die Staatsfinanzpolitik der 
Zukunft kann deshalb nur Staatswirtſchaftspolitik 
ſein. Und dazu bietet dem Reich die allerbeſte Mög- 
lichkeit der durch die Kriegswirtſchaft geſchaffene 
Rahmen der neuen deutſchen Induſtrieverfaſſung. 
Dieſe Verfaſſung tft, wie bereits oben gejagt wurde, 
nahezu die Vollendung der Tendenz, die bereits in 
der Friedenswirtſchaft des letzten Jahrzehntes in 
ſteigendem Maße ſich bemerkbar gemacht hat. Zwar 
noch keine vollendete Gemeinwirtſchaft. Aber fie 
zeigt doch auf der einen Seite eine vollkommene 
Konzentration der einzelnen Gewerbezweige, eine 
Organiſation gemeinſamer Geſchäftsführung in 
dieſen, und überall Verbindungsſtege zwiſchen der 
Privatwirtſchaft und dem Staat, die Beeinfluſſung, 
Leitung und Beaufſichtigung der privaten Wirtſchaft 
durch die Staatshoheit ermöglichen. 

Dieſe Verbindung darf beim Aufbau der neuen 
Wirtſchaft ſchon aus ſtaatsfinanziellen Gründen das 
Reich nicht wieder aus der Hand geben. Es muß 
ſich die neue Wirtſchaft ſo aufbauen, wie es ſie 
braucht, und es hätte wahrlich keiner Revolution 
bedurft, um die Rückkehr in die alte Ungebundenheit 
für dieſen Neuaufbau unmöglich erſcheinen zu laſſen. 

Eine Komplikation iſt ſeit der Revolution nur 
dadurch eingetreten, daß die Führung der Regierung 
im Reich durch Parteien übernommen worden iſt, 
deren Programm auf der Grundlage des Warri- 
ſtiſchen modernen wiſſenſchaftlichen Sozialismus be- 
ruht. Das Schlagwort „Sozialiſierung“ beherrſcht 
ſeit dem 9. November alle Erörterungen über die 
Ausgeſtaltung der Wirtſchaft. Aber niemand weiß 
recht, was er jih unter dem Begriff der Soziali⸗ 
ſierung vorſtellen folt. Unbeſtritten fit, daß jede 
Sozialiſierung, die dieſen Namen überhaupt ver- 
dient, die Erträge der Wirtſchaft der Allgemeinheit 
zugute kommen laſſen muß, und daß durch die So: 
zialiſierung die Produktionsinſtrumente ſelbſt in den 
Dienſt der Allgemeinheit geſtellt werden. Aber dus 
mit kann der Sinn des Begriffes der Sozialiſierung 
nicht erſchöpft ſein. Vielmehr wird meiſt bei der 
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Diskuſſion über dieſes Thema etwas unbeachtet ges 
lafſen, das als ganz ſelbſtverſtändlich aus den beiden 
ebengenannten Tatbeſtandsmerkmalen der Soziali⸗ 
ſierung folgt: die Verwaltung der Produktions⸗ 
inſtrumente in einer Weiſe, die nicht nur höchſten 
Ertrag, ſondern vor allem auch höchſte Produktivität 
der Produktionsinſtrumente, d. h. günſtigſte Re- 
lation zwiſchen Arbeitsaufwand und Arbeitsnutz⸗ 
effekt ermöglicht. Die Berückſichtigung gerade dieſes 
Punktes ift von höchſter Wichtigkeit für die Ent- 
ſcheidung der hauptſächlichſten Streitfragen, die ſich 
an die gar nicht mehr beſtrittene Forderung nach 
Sozialiſierung knüpft, nämlich der Frage nach der 
Form der Durchführung der Sozialiſierung. Iſt 
dieſe „Vergeſellſchaftung“ der Produktionsinſtrumente 
identiſch mit der Verſtaatlichung? Sie kann es 
natürlich ſein. Sie braucht es aber nicht zu ſein. 
Und wenn man in erſter Linie an der Hand der 
finanziellen Staatsbedürfniſſe die Frage zu löfen 
trachtet, jo darf ſie es gar nicht fein. Es mag 
hier ganz unerörtert bleiben, ob die einzelnen Fa— 
brikationszweige unter den veränderten Verhältniſſen 
und angeſichts der hohen Einkommensbedürfniſſe des 
Staates jid) zur Verſtaatlichung eignen. Im all- 
gemeinen wird man ſowohl unter dem Geſichtspunkt 
höchſter Produktivität, wie höchſter Ertragsfähigkeit, 
die Uebernahme des Betriebes durch den Staat, ab⸗ 
lehnen, dagegen unbedingt die Staatsregelung und 
Staatsaufſicht in weiteſtem Maße verlangen müſſen. 
Die Uebernahme der Produktion durch den Staat 
kann deshalb nicht in Betracht kommen, weil allein 
die Entfaltung der Privatinitiative, die wiederum 
nur angeregt werden kann durch das Merdienit- 
intereſſe des einzelnen, die höchſte Ertragsfähigkeit 
garantieren kann. Der Staat wird mithin durch 
feine regelnde Tätigkeit die neue Wirtſchaft jo auf- 
bauen müſſen, daß den wirtſchaftenden Individuen 
der alte Erwerbstrieb erhalten und befriedigt bleibt, 
daß aber andererſeits der Erwerbstrieb noch nach 
der Richtung der Erzielung höchſter Produktivität 
gedrängt wird. Der Staat wird aljo die Aus- 
beutung ebenſo durch übermäßig hohe Preiſe, wie 
durch Lohndruck, wie durch Vernachläſſigung der Für⸗ 
ſorge für die Arbeiterſchaft verhüten, ſo daß die 
Vermehrung des Profites lediglich durch techniſche 
Verbeſſerungen, d. h. auf dem Wege über die Ber- 
feinerung der Produktivität, allein möglich bleibt 
In diefer notwendig gewordenen Verbindung 
von Staatsfinanzwirtſchaft und Staatswirtſchafts⸗ 
politik muß der Staat zur Befriedigung ſeiner finan⸗ 
ziellen Bedürfniſſe in der Hauptſache zwei Wege 
gehen: Der Staat muß alle Erträge und Einkommen, 
und die aus den Erträgen und Einkommen gebilde- 
ten Vermögen ftenerlich erfaſſen, und er muß anderer⸗ 
ſeits den ſachlichen Ertrag der Produktionsarbeit, 
d. h. die Produkte, in Bewirtſchaftung nehmen. Das 
müſſen die beiden großen Kardinalpunkte der neuen 
Finanzwirtſchaft ſein. Von dieſer Grundformel aus 
ergeben ſich ganz von ſelbſt Grundriß und Einzel- 
heiten des neuen ſtaatsfinanziellen Aufbaues des 
Reiches. G. B. 
(Weitere Aufſätze folgen.) 
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Revue der Preſſe. 


Mit der durch das Sozialiſierungsgeſetz in den 
Mittelpunkt des Intereſſes gerückten Frage der Ver⸗ 
geſellſchaftung privater Betriebe und ihrer praktiſchen 
Durchführbarkeit ſetzt ſich in prinzipieller Weiſe 
Dr. Felix Pinner im „Berliner Tage⸗ 
blatt“ (19. u. 26. April) auseinander. Von dem 
Standpunkte ausgehend, daß eine Vollſozialiſierung 
unter den obwaltenden Umſtänden nicht erwartet 
werden darf, und auch ſpäterhin infolge der Hetero⸗ 
genität vieler Induſtrien gar nicht möglich ſein dürfte, 
ſchlägt er ein Syſtem vor, das eine 

Sozialiſierung des Kapitalismus 
als ſolchen herbeiführen ſoll. Das Problem läge nicht 
auf dem Gebiete der Produktion, ſondern auf dem 
der Verteilung des Arbeitsertrages, und da bei 
einer ſolchen die Abgaben an den Staat zum Zwecke 
der Schuldentilgung eine Hauptrolle ſpielten, anderer⸗ 
ſeits dieſe Abgaben nur zu einem kleinen Teil in 
Vargeld und Kriegsanleihen, zum größeren Teil da⸗ 
gegen in Naturalia, d. h. Grundſtücken, Beteiligungen, 
Aktien, Anleihen, Hypothekenforderungen u. dgl., ent- 
richtet werden dürften, wird zur Verwaltung dieſer 
großen Vermögensmaſſe die Gründung einer ge— 
ſellſchaftlichen Bank in Vorſchlag gebracht, 
deren Organiſation ähnlich, jedoch freier und un« 
bureaukratiſcher als bei der Neichsbank fein ſoll. 
Die Kontrolle foll durch einen Verwaltungsrat aus⸗ 
geübt werden, dem neben Vertretern des Reiches 
Angehörige aller Wirtſchaftsgruppen angehören. Das 
Reich bekäme gegen die Einbringung der aus der 
Vermögensabgabe ſtammenden Naturaleingänge 
ſämtliche Aktien der Bank, in möglichſt kleiner 
Stückelung, die es allmählich und je nach Bedarf 
gegen Barzahlung oder Kriegsanleihen unter das 
Publikum bringt, um mit dem Erlös die Kriegs⸗ 
laſten abzutragen und andererſeits die Natural- 
abgaben zu liquidieren, ohne eine allgemeine Güter- 
entwertung durch das Angebot von Milliarden- 
werten herbeizuführen. Es kann aber mit einem 
beliebigen Betrag ſeines Aktienbeſitzes an der ge⸗ 
ſellſchaftlichen Bank beteiligt bleiben, falls dies 
fiskaliſch einen größeren Ertrag verſpricht. Das 
Publikum würde aber durch dieſe Beteiligungs⸗ 
form eine Anlagemöglichkeit erhalten, die ſich von der 
Obligationsrente durch den veränderlichen Ertrag, von 
der Aktie aber durch größere Sicherheit und Rijito- 
ausgleichung unterſcheiden würde. Die Arbeits: und 
Aktionsfähigkeit dieſes Unternehmens dürfte, heißt 
es weiter, nicht viel anders ſein, als bei den bis⸗ 
berigen größten Privatbanken, von deren Geſchäfts⸗ 
durchführung es jih nur durch die Größe und Quan⸗ 
tität der Objekte unterſcheiden würde. Außerdem 
würde ihm die Aufgabe zufallen, auf dem Emiſſions⸗ 
markt einen kontrollierenden Einfluß auszuüben und 
ſeinen Wirkungskreis dadurch auszudehnen. Die 
Anſprüche der Arbeitnehmer in dieſes fo- 
zialkapitaliſtiſche Syſtem einzuordnen, erfordere jedoch 
emen endgültigen Bruch mit dem bisher herrſchen⸗ 


den Entlohnungsſyſtem. Die Unterſtufe für die neue 
Lohnmethode müſſe das Exiſtenzminimum bilden, 
das auf den Neallohn fid gründen müſſe, d. h. 
nach Art und Menge der zur Exiſtenz unbedingt 
notwendigen Güter, wobei die Geldentwertung in 
Betracht zu ziehen ſei. Auf dieſen Minimallohn 
müſſe ſich die zweite Stufe der Lohndifferenzierung 
aufbauen, die den Leiſtungsunterſchieden und ande 
ren individuellen Verſchiedenheiten Rechnung zu 
tragen hätte. Nur müſſe ſich dieſe Differenzierung 
an zwei Vorausſetzungen knüpfen. Einmal an die 
Gleichheit der Ausgangsmöglichkeiten, und weiter 
müſſe der Unterſchied zwiſchen Entlohnung quali- 
tativ hochwertiger Arbeit (Betriebsleiter, Direktoren 
uſw.) und dem Minimum nicht ſo kraß ſein wie 
bisher. Hierfür müßte ein Maximum feſtoeſetzt 
werden, doch ſei den individuellen Verſchiedenheiten 
genügend Spielraum zu laſſen. Eine befriedigende 
Löſung des Entlohnungsproblems biete jedoch nur die 
glückliche Durchführung einer Gewinnbeteiligung der 
Arbeiter an der Unternehmung. Diefer ſtünden je⸗ 
doch mannigfache Bedenken entgegen, die ſich in der 
Hauptſache dadurch beheben ließen, daß man die 
Beträge nicht bar auszahlt, ſondern der geſellſchaft⸗ 
lichen Bank zur Anlage übermittele und den Arbeit 
nehmern ihren Anteil in kleinen Aktien dieſer Unters 
nehmung aushändige; jo würde eine Art Spars 
kapitalismus entſtehen, der, abgeſehen von ſeinem 
erzieheriſchen Wert, die Gewinnbeteiligung der Are 
beiter auf eine breitere und ſicherere Grundlage ſtellen 
würde. — Eine 
Verſchiebung in der Gütererzeugung 

ſtellt Prof. Dr. Laſſar⸗Cohn (Königsberg) 
in der „Deutſchen Allgemeinen Zeitung“ 
(22. und 23, April) feſt, deren Anfänge noch ziem⸗ 
lich weit, wenn auch unerkannt, in die Vorkriegszeit 
hineinreichen, deren Prozeß aber durch den euros 
päiſchen Krieg ſtark beſchleunigt worden ſei. Die drei 
Gründe, die für dieſe induſtrielle Amgeſtaltung Bes 
deutung beſäßen, ſeien der gewaltige Fortſchritt 
des Eiſenbahnbaues, der einmal die Mittel 
zu einer billigen Maſſengüterbeförderung 
gewähre und andererſeits die Erſchließung 
ehemals menſchenleerer Kontinente und ihre Be⸗ 
ſiedelung durch die weiße Naſſe ermöglicht habe, dann 
die erſtaunliche Vermehrung eben dieſer außerhalb 
Europas und ſchließlich das Erwachen der gelben 
Naſſe zu eigener induſtrieller Tätigkeit. Dadurch 
werde die Stellung Europas zu ſeinen ehemaligen 
Kolonialländern erheblich zu feinen Ungunften beein- 
flußt. Das fortgeſchrittenſte Beiſpiel bilde Nord⸗ 
amerika, das heute nicht mehr in der Lage fei, 
Einwanderer Land zur Niederlaſſung und Bebauung 
anzuweiſen, ſo daß der Zuſtrom ſich einer Betätigung 
als Induſtriearbeiter zuwenden müſſe. Dies habe zur 
Erſtarkung der inländiſchen Induſtrie auf Koſten 
der europäiſchen Exporttätigkeit geführt. So habe 
die vor Einführung der Eiſenbahn alleinherrſchende 
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Sifeninbuftrie Englands, die durch bie für 
den Transport dieſes Schwergutes beſonders ge⸗ 
eignete maritime Lage des Landes gefördert wurde, 
ihre Stellung nach dem Ausbau des neuen Trans⸗ 
portmittels an den Kontinent eingebüßt, doch ſeien 
sowohl Deutſchland wie England heute durch Amerika 
weit überflügelt. Die Entwicklung ſei ſogar dahin 
weitergegangen, daß Indien, Japan und auch China 
während des Krieges eigene Eiſeninduſtrien ge⸗ 
gründet hätten, die zum mindeſten auf dem oſt⸗ 
aſiatiſchen Markt mit der europäiſchen und ameri⸗ 
kaniſchen in Konkurrenz treten würden. Aehnlich 
jeten die Verhältniſſe auf dem Gebiete der Baum⸗ 
wollinduſtrie fortgeſchritten. Die Haupt- 
erzeugungsländer für Baumwolle ſeien Amerika, 
Indien und Aegypten. An eine eigene Verarbeitung 
war bei ben dreien vor 50 Jahren nicht zu denken, 
fò baß die europäiſche Baumwollinduſtrie fo viel 
Nohſtoff haben konnte, als ihr paßte. Heute das 
gegen wachſe die indiſche Baumwollinduſtrie zu⸗ 
ſehends, aus Mangel an Importmöglichkeiten, und 
genau ſo geht es in Japan, dem es gelungen iſt, die 
größte Baumwollſpinnerei des Oſtens in Schanghai, 
die bisher den Engländern gehörte, in ſeine Hände 3u 
bringen. 1911 behielt Amerika 35,6% ſeiner Pro⸗ 
duktion an Rohbaummolle zur Selbſtverarbeitung im 
Lande, 1917 waren es 53% der Ernte. Es würde 
für Europa nur übrigbleiben, in nicht allzu ferner 
Zukunft fertige Baumwollgewebe anſtatt Rohbaum⸗ 
wolle zu importieren. Als Schlußergebnis könne 
man jagen, daß die Exporttätigkeit aller 
Länder der Erde einem Minimum in 
der Verſenbung von Robftoffen zu⸗ 
itrebe — 

Steigerung der en Erzeugungs⸗ 

oſten. 

Im Zuſammenhang mit einer Aeußerung des 
Reichsernährungsminiſteriums, in der es hieß, es 
wolle den landwirtſchaftlichen Produzenten für ihre 
Erzeugniſſe bei der Höchſtpreisfeſtſetzung ſolche Er⸗ 
löſe zubilligen, daß die unter den jetzigen Verhält⸗ 
niſſen mögliche Höchſtleiſtung aufrechterhalten bleiben 
könne, weiſt die „Deutſche Allgemeine 
Zeitung“ (29. April) auf eine Unterſuchung im 
„Lan dwirtſch. Genoſſenſchaftsblatt“ hin. 
Es wird darin die feit 1914 auf allen Gebieten 
der landwirtſchaftlichen Produktionsmittel ein⸗ 
getretene Preisſteigerung in einer intereſſanten Zu⸗ 
ſammenſtellung angeführt, die eine Erhöhung der 
Einſtandspreiſe für das tote Inventar auf 400 bis 
500% gegenüber der Zeit vor dem Kriege aufa 
weiſt. Die Preiſe geſtalteten ſich hiernach folgender⸗ 
maßen: 


| Í 
Gegenſtand 1914 1917 | is 
e 
Motordreſchmaſchinen 2650,— 4000,.— 955 
Göpeldreſchmaſchinen 350,— | 640,—| 940,— 
Benzol- len : 4125,— | 6600,— | 9900,— 
Göpel W 175 .— 350.— 400,— 
Orillmaſchinen 720,— | 1028,— 1850,40 
Düngerftreuer . 500,— | 950,— | 1530,— 


1914 1917 1918 
Gegenſtand > aan, . ee Aa ry 
Hackmaſchinen Hackmaſchinen [ 424—| 636,— | 1020,— 
Häckſelmaſchinen 155,.— 3 10, — 420, — 
Korn reiniger 100,— 250, — 350, — 
Milchzentrifugen . 180,— 270, — | 410,— 
Einſcharpflüge 29,— 58, — 87, 50 
Zweiſcharpflüge 86,— 172, — 260, — 
Heuwender 190,— 300, — 600, — 
Siebfutterdämpfer 93,— 154, — 228, — 
Grasmäher . 290,— 415, — 840, — 
Gefreidemäbher . 475,— 640, — 1200, = 
Garbenbinder 900,— 1 180, — 2250, — 
Senſen 3,75 5 20 14, — 
Bindegarn pro ke 180) 11.—] 1150 


Der künſtliche EEDA) hat infolge ber er⸗ 
höhten Selbſtkoſten in der Induſtrie eine ähnliche 
Steigerung durchmachen müſſen, ſo daß bei weiter 
ſteigender Tendenz der Preiſe die Landwirtſchaft 
Gefahr läuft, überhaupt keinen mehr verwenden zu 
können. Zu welch kataſtrophalen Folgen ein bas 
burch hervorgerufener Minderertrag der Landwirte 
ſchaft in bezug auf die Volksernährung bzw. in 
der Preisgeſtaltung der notwendigſten landwirtſchaft⸗ 
lichen Erzeugniſſe führen muß, brauche nicht aus⸗ 
geführt zu werden. 


Umschan. 


Steuerfreie Herr Zivil-Ingenieur Ernst 
Erneuerungsfonds. Neuberg, Berlin, schreibt: 

„Im folgenden soll ein Problem gestreift werden, welches 
viele Industrielle in der jetzigen Zeit, in welcher die 
Kaufkraft der Mark auf lange hinaus gesunken ist, be- 
schäftigt. § 261, 3 des Handelsgesetzbuches lautet: „Für 
die Aufstellung der Bilanz kommen die Vorschriften des 
$ 40 mit folgenden Massgaben zur Anwendung: Anlagen 
und sonstige Gegenstände, die nicht zur Weiterver- 
äusserung, vielmehr dauernd zum Geschäſtsbetriebe der 
Gesellschaft bestimmt sind, dürfen ohne Rücksicht auf 
einen geringeren Wert zu dem Anschaffungs- oder Her- 
stellungspreis angesetzt werden, sofern ein der Abnutzung 
gleichkommender Betrag in Abzug gebracht oder ein ihr 
entsprechender Erneuerungsfonds in Ansatz gebracht 
wird.“ Ein beliebiges Beispiel mit einfachen Zahlen soll 
zeigen, wie dieser Paragraph in Praxis bei — um eine 
Gattung von Fabriks-Aktiengesellschaften herauszugreifen 
— der melallbearbeitenden Industrie gehandhabt würde: 


Bilanz. 
Aktiva: 
Grundstücke und Gebäude 1 000 000 # 
Maschinenpark 1 000 000 
Waren 1000000 „ 
Debitorer, Bankguthaben, Kasse usw. 1000 000 „ 


4 000 000 % 


Passiva: 
Aktien-Kapital 1200 000 AH 
Reservefonds 500 000 
Hypotbeken 1 000 000 
Kreditoren 1 300 000 


4 000 U00 o% 
Die jahrelange Erfabrung soll beispielsweise bet 


dieser Aktien-Gesellschaft gelebrt haber, dass bei guler 
Instandhaltung (die diesbetreffenden Aufwendungen werden 


über Betriebs-Unkosten abgebusht) der Maschinenpark 
neun Jahre hält, dann noch als Altmaterial einen Wert 
von 10%, des Neuanschaffungswertes besitzt. 

Es wurden dann während neun Jahren je 100 000 „# 
auf Fabrikeinrichtung abgeschrieben. Nach neun Jahren 
sähen die Aktiven unserer verstehenden Bilanz — dabei 
sind nur die Zahlen, die uns interessieren, geändert — 
wie folgt, aus: j 


Aktiva: 
Grundstücke und Gebäude 1000 000 s4 
Maschinenpark 100 000 „ 
Waren 1000 000 „ 
Debitoren, Bankguthaben, Kasse usw. 1900 000 „ 
4 000 000 „# 


Der Augenblick ist gekommen, wo die Aktiengesell- 
schaft ihren Maschinenpark als Altmaterial für 100 000 e% 
verkaufen will und sich für diese 100000 eÆ und einen 
Teil des im Konto „Debitoren“ usw. enthaltenen Bank- 
guthabens im weiteren Betrage von 900000 einen 
einen neuen Maschinenpark zum Exsatz des unbrauchbar 
gewordenen für 1 000000 π anschaffen will. Jetat stellt 
sich heraus, dass derselbe nicht eine Million, sondern bei- 
spiels weise 2 600 000 1 kostet, dass dss Alimaterial nicht Mark 
100 000 .#, sondern 200 000 % bringt. Um sich diese 
2,6 Mill. zu beschaffen, muss sich die Aktiengesellschaft 
1,5 Mill. leihen, welche ihr jährlich 90000 Linsen 
kosten sollen, und sie muss jährlich statt 100 000 s% 
nunmehr 250 000 <% abschreiben. Lässt die Markilage 
keine Kalkulationsänderung zu, wird der jährliche Rein- 
gewinn um 240000 geringer. Waren bis dahin in 
unserem Beispiel 10% Dividende an die Aktionäre verteilt, 
arbeitet künftig die Aktiengesellschaft mit einer Unterbilanz 
von etwa 10% ihres Aklienkapitals. Dieses Beispiel muss 
bei Anlagewerten, welche sich in absehbarer Zeit so ab- 
nutzen, dass sie durch neue ersetzt werden müssen, folgendes 
lehren: 1. Die Sorgfaltspflicht ist nicht erfüllt, wenn der 
Fabrikant nur einen der Abnützung gleichkommenden 
Betrag in Abzug bringt. Er muss neben dieser Abschreibung 
einen Erneuerungsfond schaffen, aus dem bei Neuanschaffung 
des abgebrauchten Gegenstandes die Differenz zu entnehmen 
ist zwischen dem Anschaflungspreis des verbrauchten 
Objektes und dem Anschaffungspreis des Ersatzgegen- 
standes. 2. Während der zurückliegenden Kriegsjabre 
konnte nicht übersehen werden, dass die Kauikraft der 
Reichsmark auf lange hinaus stark gemindert sein würde: 
daher dürfte es fast überall unterblieben sein, aus diesem 
Grunde Fonds zu schaffen. Die Sorgfaltspflicht verlangt 
es aber jetzt vom Fabrikanten, dass er einen Erneuerungs- 
fonds schafft, bevor er Reingewinn ausschüttet. Für die 
Höhe desselben sind massgebend einerseits die Ab- 
schreibungen, welche auf die in Betrieb befindlichen Au- 
lagen gelätigt sind, andererseits die Zabl, welche der Ent- 
wertung der Reichsmark entspricht. Kommen wir auf 
unser früheres Beispiel zuriick und nehmen an, jetzt sei 
der Zeitpunkt gekommen, in welchem der Maschinenpark 
vier Jahre gearbeitet hat, 400 000 .% seien abgeschrieben 
und die Kaufkraft der Mark sei zurückgegangen im Ver- 
hältnis 2,6: 1, so muss der Fabrikant sich einen Erneuerungs- 
fond schaffen von 400000 e% x 16 = 62400 . 
3. Auch der Fabrikant, welcher seinen Maschinenpark auf 
1 c# abgeschrieben hat und Neuanschaffungen über Be- 
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triebs unkosten abschreibt, kommt ebenfalls um die Frage 
des Erneuerungfonds nicht herum. 4. Derartige Erneuerung- 
fonds sind nicht stille Reserven. Wer sie nicht schafft, 
liquidiert den Teil seines Vermögens, der dem Wert- 
auwachs der Objekte entspricht, der hervorgerufen ist 
durch die Entwertung der Mark. Die Dotierung derartiger 


Erneuerunglonds müsste daher sinngemäss steuerfrei 
bleiben.“ 
Aus Hotelierkreisen wird mir ge- 
Hamster- Geld. 


schrieben: „Ueber die Ursache“ 
der — auch heute noch sehr starken — Geldthesaurierung 
durch so ziemlich alle Schichten der Bevölkerung hat 
man sich in der Oeffentlichkeit und der Presse unzählige 
Mal ausgelassen. Auf alle politischen, wirtschaftlichen 
und psychologischen Gründe der Bargeld-Hamsterei ist 
des langen und breiten eingegangen worden. Ein recht 
wichtiges Moment ist aber, so weit ich die öffentliche 
Diskussion verlolgen konnte, bisher nceh nirgends be- 
achtet worden: Der enge Zusammenhang zwischen Geld- 
hamsterei, resp. dem ständigen Halten bedeutender Bar- 
vorräte und dem Schleichhandel. Man braucht nur 
ein wenig in den Kreisen der grossen und milderen 
Hotel- und Gasthausbesitzer umherzuhören, um ein Bild 
davon zu erhalten, welche Barvorräte diese Gewerbe- 
treibenden jetzt ständig halten müssen, um se viel 
Schleichhandelswaren beziehen zu können, dass sie in 
der Lage sind, ihre mehr oder minder verwöhnte Kund- 
schaft zufrieden zu stellen. Es ist ja eine im Wesen des 
Schleichkandels begründete Erscheinung, dass er sich 
sicht in dem Lichte der vollen Oeffentlichkeit abspielt 
und dass seine Lieferungen nicht regelmässig und absolut 
gleichartig, so wie im regulären Handelsgeschäft er- 
folgen. Der bessere Hotelier und Gastwirt hatte es 
früber nicht nötig, gıössere Barsummen im Hause zu 
balten. Er unterhielt durchweg sein ständiges Bank- 
gutbaben und überwies monatlich oder vierteljährlich 
(wenn er nicht in der Kreide sass, was ja auch hier und 
da vorgekommen sein soll) seinen Lieferanten ihre Gut- 
babeo. Heule ist das ganz anders geworden. Da taucht 
urplötzlich ein mehr oder minder Unbekannter auf, der 
ein halbes oder ganzes Kalb zum Verkauf anbietet, oder 
andere, die einen halben Zentner Zucker, Butter eder 
Speck, ein Paar Gänse, einige Kästen „billiger® Spiri- 
tuosen oder einen Posten Eier mit sich führen. All diese 
Herren wollen ie Waren sofort losschlagen und auch 
bar Geld seben, Für Ausstellung von Rechnungen und 
für spätere Ueberweisungen haben sie verdammt wenig 
Sion. Da bleibt also dem Hotelier und Gastwirt nichts 
anderes übrig, als ständig einen recht erheblichen Bar- 
vorrat im Hause zu halten. Ich selbst, der ich allerdings 
einen grossen Betrieb nördlich von Berlin besitze 
und der ich stets strikt darauf gehalten babe, 
alle überflüssigen Gelder sufort zur Bank nach der 
benachbarten kleinen Stadt zu schicken, muss jetzt 
ständig mehr als zehntausend Maık bar im Hause halten, 
um sieis sofort dem Schleichhandel Zahlung leisten zu 
können. Und dies alles, trotzdem die immer wachsende 
Unsicherheit in der Umgebung der Städte — alle 
grösseren Baueın und Besitzer klagen über die zahlreichen 
Hübner-, Holz- und Gelddiebstähle — mir, wie auch 


meinen Kollegen viel unruhevolle Nächte bereitet, wenn 
wir unserer gefüllten Geldsäcke gedenken. Hier hat man 
es also in der Tat mit einem Uebelstaud zu tun, der der 
Geldaufspeicherung einen starken Rückhalt gibt. Zumal 
auch die Bassermannschen Gestalten, die den Schleich- 
handel so schwunghaft betreiben, aus mancherlei, zum 
Teil naheliegenden Gründen es vorziehen, ihrerseits 
wieder die vereinnahmten Gelder, soweit sie nicht in 
Waren angelegt werden, nicht bei einer Bank einzuzahlen. 
Sondern auch sie halten sie lieber im Hause oder in der 
mehr oder minder sauberen Brief- und Hosentasche. 
Ziehen es wohl auch im Hinblick auf die Möglichkeiten 
einer später einmal kommenden Bankkonten - Kontrolle 
vor, niemanden in ihre sich so erfreulich gestaltenden 
Vermögensverhältnisse einen Einblick gewinnen zu lassen - 
Will man also einen der Gründe, die zur Aufrecht- 
erbaltung des hohen Notenumlaufes führen, aus der Welt 
schaffen, so muss man zunächst den Schleichhandel 
energisch bekämpfen. Ob das aber, solange die Lebens- 
mittelknappheit nicht durch bedeutende ausländische 
Zufuhren gemildert und die herrschende Organisations- 
losigkeit durch ein vernünftigeres und auch vor allem 
anders gehandhabtes System ersetzt worden ist, möglich 
ist, muss stark bezweifelt werden. Wie es ja überhaupt 
eine Sysiphusarbeit ist, bei dem gegenwärtigen Geistes- 
zustande des Volkes auf siraffe Durchführung von 
Gesetzen zu dringen.“ 

Man schreibt mir: 
„Angesichts der Ver- 
handlungen über den 
Vorfrieden dürfte es sich verlohnen, die weite Kreise 
stark berührende Frage der Bezihlung der privaten 
Schulden aus der Zeit vor dem Kriege in letzt r Stunde 
noch einmal zu erörtern. Handelt es sich doch bei dem 
heutigen Valutastand um Milliardenwerte, die zur Ver- 
rechnung kommen müssen, da allein unsere Schnlden an 
das feindliche Ausland bei Kriegsausbruch etwa 1½ Mil- 
liarden betrugen, denen Zinsen und Kursdiflerenzen hin- 
zuzurechnen wären. Zunächst sei darauf hingewiesen, dass 
die deutschen Schuldner schon werige Monate nach Kriegs- 
ausbruch sehr wohl in der Lage gewesen wären, ihre 
Schulden mit mässigem Verluste zu decken. Lediglich 
die gesetzgeberischen Massnahmen der Regierung ver- 
hinderten einen rechtzeitigen Begleich, bis schliesslich die 
feindlichen Gulbaben in die Verwaltung des vom Reich 
bestellten Treuhänders für feindliche Vermögen über- 
nommen wurden, und durch die damit zusammenhängenden 
Einschränkungen dem Schuldner jeder weitere Einfluss 
auf das Schicksal seiner Schulden entzogen wurde, Mit 
vollem Recht muss der deutsche Schuldner daher fordern, 
dass ihm das Reich zur Abwendung unverschuldeten 
Schadens jede nur erdenkliche Unterstützung leiht, und 
es geht keinesfalls an, den Schuldner heute etwa auf den 
Weg der Einzelabmachung mit den verschiedenen Gläubi- 
gern zu verweisen, sondern die Regierung muss sich klar 
darüber sein, dass sie die Verantwortung für die vom 
Reich erlassenen Verordnungen in vollem Umfange über- 
nehmen muss und letzten Endes für jeden entstehenden 
Schaden aufzukommen hat. Von allen Möglichkeiten, zu 
einer befriedigenden Lösung zu kommen, scheint der Weg 
einer Kompensation der Gesamtschulden mit den Gesamt- 


jag. Die Bezahlung deutscher 
Vorkriegsschulden. 
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guthaben am gangbarsten zu sein. Allerdings ist uns die 
Höhe unserer Forderungen zahlenmässig nicht bekannt, 
doch dürfte der Betrag vermutlich kaum sehr erheblich 
hinter der Schuldsumme zurückbleiben, wobei beiderseits 
eine durchschnittliche Bonität vorausgesetzt sei. Natürlich 
sind bei einer solchen Regelung in Anbetracht der grossen 
Verschiedenheit der Art und der Sicherheit der einzelnen 
Forderungen beträchtliche Schwierigkeiten zu überwinden, 
auch der Ausgleich eines etwaigen Schuldsaldos eines 
Landes an ein anderes bedarf sorgfältiger Erwägnng, aber 
alle diese Schwierigkeiten sind nur technischer Natur, die 
einer in solchen Dingen bewanderten Finanzkommission 
keine unüberwindlichen Hindernisse bereiten können. 
Sonstige ernsthafte Bedenken sollten dieser Form der Ab- 
rechnung kaum entgegenstehen, denn die Annahme, dass 
Gruppen deutscher Gläubiger nicht geneigt seien, auf die 
ihnen durch die Valutadifferenzen mühelos in den Schoss 
fallenden Gewinne aus ihren feindlichen Auslandsforderungen 
zu verzichten, muss auf das allerentschiedenste zurück- 
gewiesen werden. Abgesehen davon, dass das Ausland 
alles aufbieten wird, diese eventuellen Gewinne von vorn- 
herein abzuschnüren, so ist hier die bedingungslose For- 
derung aufzustellen, dass das Reich, dem die ungeschmälerte 
Verantwortung für diese ganze Sachlage zufällt, es unter 
gar keinen Umständen zulassen darf, dass sich einzelne 
Tadustriegruppen noch nachträglich aus den Folgen unseres 
nalionalen Zusammenbruchs als Nachkriegsgewinne in nicht 
zu billigender Weise bereichern, während andere Industrien, 
die aus notwendigsten Rohstoffeinkäufen grosse Verbind- 
lichkeiten haben, unter Umständen dem Ruin entgegen- 
getrieben werden. Von weiteren Möglichkeiten, die ausser 
einem von den Feinden vielleicht beabsichtigten Zwangs- 
kurs ins Auge zu fassen sind, sei die Valutaanleihe er- 
wähnt, aus der das Reich den deutschen Schuldnern ent- 
sprechende Beträge langfristig zu mässigem Zinsfuss zur 
Verfügung zu stellen hätte, bis diese Vorschüsse eventuell 
nach einem Zeitraum von Jahren zum annähernden Normal- 
kurs zurückgezahlt werden können. Ein Verfahren, bei 
welchem das Risiko des Reiches ein äusserst gefinges 
wäre. Es steht zu hoffen, dass es unserer Finanz- 
kommission gelingen wird, zu einer gerechten Lösung 
dieser ernsten und schwierigen Frage zu kommen, die 
einstweilen weite Industriekreise mit banger Sorge erfüllt, 
und es ist strikte zu fordern, dass das Reich sich seiner 
vollen Verantwortlichkeit für die bestehende Situation be- 
wusst sei. Denn äussersten Falles würde unbedingt zu 
verlangen sein, dass das Reich als solches den eventuell 
entstehenden Verlust deckt, da es der Industrie nicht zu- 
gemutet werden kann, einen unter Umständen vernichten- 
den Schaden zu tragen, an dem sie völlig schuldlos ist, 
und den ausschliesslich Massnahmen des Reiches verursacht 
haben, das sich nun seinen Verpflichtungen keinesfalls 
entziehen darf.“ 


Herr L. Koppel-Dessau schreibt 
mir: „In Nummer 1/2 des „Plutus“ 
(S. 12 ff.) gibt Herr Carl Redtmann in einem Artikel 
„Moderne Organisation in Mittel- und Kleinbetrieben“ 
den Leitern solcher Betriebe den Rat, durch Studium der 
Büro-Organisations-Branche und durch Orientierung an 
Hand guter Fachblätter ihren eigenen Betrieb besser zu 
organisieren, dadurch übersichtlich und zeitsparend zu ge- 


Handelsanwälte. 


stalten. Der Rat ist an sich sehr gut, doch wird manchem 
nicht nur die Zeit zu dieser Orientierung fehlen, sondern 
sie werden auch nur diejenigen aus der Fülle der An- 
regungen das für sie geeignete zu entnehmen wissen, 
die von vornherein Verständnis für solche Organisation 
mitbringen; die meisten würden unnötige, unzweckmässige 
Einrichtungen treffen und das tür sie notwendige über- 
sehen. Ebenso wie nur wenige an Hand medizinischer 
Bücher oder Fachzeitschriften Krankheiten werden be- 
kämpfen wollen, weitaus die meisten aber den Fachmann, 
den Arzt zu Rate ziehen werden, der nicht nur diese 
Werke studiert hat und diese Zeitschriften verfolgt, sondern 
der vor allem auch Erfahrung darin hat, was dem ein- 
zelnen frommt, ebenso ist es auch bei der Innenorgani- 
salion zweckmässiger, den Fachmann, in diesem Falle den 
Bürobedarfs-Fachmann, den Organisator, gegebenenfalls 
den Werbefachmann zu Rate zu ziehen. Wer nicht nur 
auf diesen Gebieten beraten sein will, sondern augserdem 
allgemeine Förderung seines Betriebes wünscht, zieht am 
zweckmässigsten den Handelsanwalt zu Rate. Da der 
Beruf des Handelsanwalts, der sich erst in den letzten 
Jahren entwickelt hat, weiten Kreisen noch nicht bekannt 
ist, sei es mir gestattet, die Entstehung dieses neuen 
Standes und sein Tätigkeitsfeld kurz zu schildern. Die 
gıosskapitalistische Unternehmung kann einen vielseitig 
erfahrenen kaufmännischen Leiter mit weitem Blick, kaun 
einen erstklassigen technischen Leiter gegen hohe Ent- 
lohnung und Gewinnanteil in ihren Dienst stellen. Dar- 
über hinaus wird die Aktiengesellschaft auf Grund gesetz- 
licher Bestimmung von Aufsichtsräten beraten, die zumeist 
ebenfalls erfahrene Kaufleute, Bankiers usw. sind, und 
die ein Interesse an dem Gedeihen ihrer Gesellschaft 
haben; vielfach wird die Aktiengesellschaft auch einen 
juristischen Beirat ständig in ihren Dienst stellen, Den 
mittleren und kleineren Betrieben, die sich einen so kost- 
spieligen ständigen Leiter nicht halten können, stellt nun 
der Handelsanwalt seine duxch geeignete Vorbildung 
und vielseitige Erfahrung gewonnenen Kenntnisse gegen 
Honorar zur Verfügung. Sein Arbeitsfeld ist so gross, 
so umfangreich, so vielseitig, wie die Tätigkeit des Kauf- 
manns überhaupt. Er erspaıt seinem Klienten nicht nur 
Zeit und Geld, Verluste und kostspielige Erfahrungen, 
Sondern er will dessen Betrieb in jeder Hinsicht fördern, 
sei es durch Erschliessen neuer Absatzgebiete oder neuer 
Bezugsquellen, sei cs, dass er ihm die Aufnahme neuer, 
in den Rahmen seines Betriebs passender Artikel empfiehlt, 
sei es durch Hebung des Umsatzes auf Grund geschickter 
Reklame, sei es durch Beteiligung an einem Unternehmen, 
sei es durch Beratung vor Abschluss langfristiger Ver 
träge, sei es durch Verhütung von Prozessen durch Aus- 
gleich der Differenzen und Erhaltung des Kunden, sei es 
durch Einrichtung einer ‚übersichtlichen, zeitsparenden 
Innenorganisation usw. Selbst der beste Branche-Fach- 
mann, der tüchtigste Einkäufer, der gewandteste Verkäufer 
wird zuweilen den Rat eines Handelsanwalts mit Nutzen 
Verwenden können, ja bitter notwendig brauchen; er wird 
ihm helfen, die Widerstände und Hemmungen, die in 
keinem Betrieb ausbleiben, zu überwinden. Mancher 
Kaufmann wird wohl daran tun, gegen ein bestimmtes 
Honorar oder gegen einen Anteil am Mehrumsatz mit 
dem Handelsanwalt in regelmässigen Zwischenräumen 
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nicht nur alle Schwierigkeiten, sondern auch alle das 
Geschäft fördernden Angelegenheiten zu besprechen. 
Aber wie schliesslich die grosse Menge den Arzt doch 
nur dann zu Hilfe ruft, wenn die Gesundheit einen Stoss 
erlitten bat, so wird jeder Kaufmann und Gewerbe- 
treibende wenigstens in schwierigen kaufmännischen 
Fragen mit Nutzen den Rat des Handelsanwalts einholen. 
Die über das ganze Reich und auch im Ausland verteilten 
Handelsanwälte haben sich vor kurzem in einen Verband 
zusammengeschlossen, der durch einen Ausschuss dafür 
sorgt, dass nur moralisch einwandſreie, entsprechend vor- 
gebildete und vielseitig erfahrene Kaufleute auſgenommen 
werden. Der Vorsitzende des Verbandes ist Herr Handels- 
anwalt Gerhard Wauer, Berlin, Potsdamerstr. 118.“ 


Börse und Geldmarkt. 


An der Börse hört man nun schon die Friedens- 
schalmeien ertönen und sucht darüber die Sorgen der 
inneren und der Wirtschaftspolitik zu vergessen. Gerade 
noch bevor der allproletarische Weltfeiertag den Lenz- 
monat einleitete, konnte man auch so etwas wie einen 
Börsenfrühling feiern. Der schwäbische Dichter empfängt 
den Frühling mit den hoffenden Worten: „Nun muss sich 
alles, alles wenden!“ Erfreulicherweise hat sich zum 
Lenzesbeginn auch endlich die Entwicklung unserer Valuta 
unter dieses Motto gestellt. Während die letzten Wochen 
ein rapides Herabgeben an den fleutralen Börsenplätzen, 
vor allem in der Schweiz, brachten und im Zusammen- 
hang damit sowohl die Kurse deutscher Werte ständig 
zurückgingen, die ausländischer Aktien aber entsprechend 
in die Höhe sprangen, kam es am letzten Apriltage zu 
einem starken Umschwung der gesamten Tendenz, 
Nachdem schon ein oder zwei Tage vorher Holland, die 
Schweiz und die nordischen Länder anziehende deutsche 
Devisenkurse gemeldet hatten, und eine gleiche Kunde 
auch jetzt wieder kam, verdichteten sich im Zusammen- 
hang mit der Zuversicht auf einen günstigen Verlauf der 
Versailler Verhandlungen die Hoffnungen anf das Zu- 
standekommen einer grossen inteınationalen Valuta- 
Anleihe für Deutschland. Die neugeschaffenen Handels- 
erleichterungen im Verkehr mit dem neutralen Ausland, 
sowie der Abbau der schwarzen Listen taten ein übriges, 
um die Stimmung zu heben. So geschah es denn, dass 
auf die Erwartung einer allmäblichen Stabilisierung der 
Markvaluta die in letzter Zeit so stark bevorzugten aus- 
ländischen Aktien von dem Throne, auf die sie die schnell 
wandelbare Börsengunst emporgehoben batte, mit be- 
trächtlichem Gepolter heruntergestossen wurden. Ins- 
besondere die Kanada-Aktien wurden dabei erheblich in 
Mitleidenschaft gezogen. Gleichzeitig wurden deutsche 
Aktien wieder aus der Aschenbrödelecke ans Tageslicht 
hervorgezogen und ein wenig für die Unbillen der letzten 
Monate entschädigt, Es ist heute, wo diese Zeilen ge- 
schrieben werden, ausserordentlich schwer, die Be- 
rechtigung oder fehlende Fundierung dieses Stimmungs- 
umschwunges zu erweisen. Es weiss heute noch kaum 
jemand, ob wirklich die Verhandlungen in Versailles den 
Erfolg haben werden, den die Börse schon ein wenig 
„eskomptiert“. Unterzeichnung oder Nichtunterzeichnung 
des Vertrages — wir wissen noch nicht, was die Unter- 


händler aus den Falten ihrer Togen hervorholen werden. 
Klar ist, dass die gesamte internationale politische und 
wirtschaftliche Situation gebieterisch das Zustandekommen 
eines Friedens fordert, klar aber auch, dass Deutschland 
heute in der Lage eines Mannes ist, der nur so wenig 
noch zu verlieren hat, dass er schon den Mut haben 
kann, ein gerechtfertigtes „Unannehmbar“ auszu- 
sprechen. Dass, kommt wirklich ein endgültiger Frieden 
jetzt zustande, eine grosse amerikanische, oder durch 
internationale Girobürgschaſten exweiterte Anleihe für 
Deutschland im Bereich des Möglichen und Erreichbaren 
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Man notiere auf seinem Kalender vor) 
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G.- V: Dürener Bank, Ammendorfer Papier- 


fabrik, Maschinenbau - Ges. Balcke, 
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| Mechanische Weberei Linden, Atlas- 


werke Bremen. 
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Freitag, 
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und Soolbad Salzungen. 
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| wig-Holsteinische Bank, Süddeutsche 
Immobilien-Ges., Finkenberg Akt.-Ges. 
für Portland-Cement- und Wasserkalk- 
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Compagnie, Kraftübertragungswerk 
| Rheinfelden, Deutsche Gussstahlkugel- 
| und Maschinenbaufabrik, Schweinfurt, 
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Sonnabend, 
10. Mai 


Neue Apothekerbank, Bergbau- Akt.-Ges. 
Jostas. 


|| @.-V.: Westfalia Akt.-Ges. für Fabrikation 


Montag, von Portland-Cement und Wasserkalk, 
12. Mai Berliner Spediteur - Verein, Grün & 
j Bilfioger. 
| Beichsbankausweis. — @.-V.! Akt.-Ges. 


fürSchriftgiesserei Offenbach, Maschinen- 
fabrik für Mühlenban vorm. Kapler. 


@.-V.: Allgememe Deutsche Kleinbahn- 


Dienstag, | 
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Mittwoch, | 


Akt.-Ges., Pommersche Eisengiesserei 
14. Mai und Maschinenfabrik, Grosse Leipziger 
Strassenbahn. 
|| Ironage-Bericht. — Bankausweise London, 
| Paris. — @.-V.: Sächsische Bank 
Il 
herz Dresden, Deutscher Eisenhandel, Deut- 
3 i sche Levante - Linie, Niederwaldbahn, 
Hallesche Pfännerschaft Akt -Ges. 
| @.-V.: Rheinisch-Nassauische Bergwerks- 
und Hütten-Ges., Butzke Gasglühlicht- 
j ii Akt,- Ges., F. Butzke Akt. - Ges. für 
Freitag, Metallindustrie, Wasserwerk für das 
16. Mai nördliche Westfälische Kohlenrevier, 


Deutsche Wasserwerke, Bremer Vulkan 
Schiffbau und Maschinenfabrik, Kamm- 
garnspinnerei Schedewitz, 


$ Die Merktafel gibt dem Wertpapierbesitzer über alle für fhm 
wichtigen Ereignisse der kommenden Woche Aufschluss, u. a. über 
@eneralversammlungen, Ablauf von Bezugsrechten, Markttage, 
Liquidationstage und Losziehungen. Ferner finden die Interessenten 
darin alles verzeichnet, worauf sie an den betreffenden Tagen in 
den Zeitungen achten müssen. In Kursiv-Schrift sind diejenigen 


3 gesetzt, die sich auf den Tag genau nicht bestimmen 
Aen. * 


Bankausweis New York. — G.- F., Ober- 
schlesische Eisenbahnbedarfs-Akt.-Ges., 
Gladbacher Wollindustrie vorm. L. Josten, 
Berliuer Holz- Comptoir, Kyffhäuser- 
hütte Maschinenfabrik, Berliner Elek- 
trische Strassenbahnen, Wickingsche 
Portland-Cementfabrik, Georg A. Jas- 
matzi Akt. - Ges., Koch Adler - Näh- 
maschinenwerke. — Schluss des Bezugs- 
rechts Maschinenban- Anstalt Floether. 


@.-V.: Mecklenburg- Strelitzsche Hypo- 
thekenbank, Sächsische Waggonfabrik 
Werdau, Seblesische Akt.- Ges. für 
Bergbau und Zinkhüttenbetrieb, Che- 
mische Fabrik Billwärder (Hell & 
Sthamer), Ditimann, Neuhaus & Gabriel 
Bergenthal. 


Reichsbankausweis. — C. P.. Gelsen- 
kirchener Bergwerks- Akt.- Ges., Ma- 
schinenfabrik Buckau, J. E. Reinecker 
Akt.-Ges., Deutsche Gasglühlicht-Ges. 
(Auer). 

Ausserdem zu achten auf: 
Bankabschlüsse und Bankbilanzen, Ab- 
schlüsse chemischer Industrie - Gesell- 
schaften. 

Verlosungen: 

10. Mai: 4°/, Paris 500 Fr, (1876). 
14. Mai: 2½ % Griech. National-Bank 
100 Dr. (1912), 5°/, Russ. Reichs Adels 
Agr.-Bank 100 Rbl. (1889), Serb. Tabak 
10 Fr. (1888), Serb. Rotes Kreuz 20 Fr. 
(1907). 

liegt, ist zuzugeben. Ein weiteres Ausspinnen dieser 
Gedankengänge scheint aber heute, zumal auch die be- 
teiligten Reichsstellen sich in ein sehr ängstliches 
Schweigen hüllen, angesichts der Kompliziertheit dieser recht 
subtilen Dinge nicht angebracht zu sein. Jedenfalls darf 
man sagen, dass auch das Ausland, will man uns schon 
wieder mit in die Weltwirtschaft einbeziehen, ein Interesse 
an einer stabilisierten und nicht übermässig entwerteten 
deutschen Valuta hat. 

Die Anfrage des Abgeordneten Dayidsobn ist wohl 
an der Böse auf die Kurse der fremden Wert- 
papiere ebenfalls nicht ganz ohne Wirkung geblieben. 
Man wird aber sagen müssen, dass Davidsohn zum 
mindesten in dem Teil seiner Anfrage, wo er sich mit 
den von der Reichsregierung gezahlten, ihm zu hoch er- 
scheinenden Kursen für die abgegebenen Papiere befasst, 
Widerspiuch herausfordert. Das Reichsschatzamt — damals 
noch unter Schiffers Leitung — hatte voriges Jahr aus- 
drücklich erklärt, dass es auf dem Standpunkt stände, dass 
den Besitzern fremder Wertpapiere beim Verkauf der Kurs 
vergütet werden sollte, der von der Entente erzielt werden 
würde, abzüglich nur der Spesen, die der Regierung ent- 
standen. Diese Auffassung des Amtes, das sich also 
gewissermassen als Kommissionär bei dem gesamten 
Geschäft betrachtete und keine Spekulation für das Reich, 
keine Aussicht auf Gewinne, aber auch kein Risiko eines 
Verlustes mit in den Kauf nehmen sollte, war damals 
nirgends, auch nicht in der Nationalversammlung auf 
Widerstand gestossen. Der Einspruch erscheint daher 
jetzt reichlich antiquiert. Die vom Reichsschatzamt fest- 
gesetzten und vergüteten Abschlagszahlungen sind zweifellos 
so bemessen worden, dass sie unter dem Wert der Kurse 
liegen, die das Reich zu erzielen sicher war, so dass auch 
hieraus, aus dem loyalen Akte der sofortigen Barsahlung 


Sonnabend, 
17. Mai 


Montag, 
19, Mai 


Dienstag, 
20. Mai 


bei der Abgabe der Stücke dem Reich kein Schaden er- 
wachsen kann. Wenn andere, nicht von der Ablieferung 
betroffene, ausländische Aktien stark im Kurse gestiegen 
sind, so hat auch das zum Teil Ursachen, die nicht nur 
auf Rechnung der Spekulation zu setzen oder allein in 
der Reaktion auf die Entwertung der deutschen Valuta zu 
setzen waren, Hier spielten z. Z. bei amerikanischen 
Eisenbahnwerten Käufe linksrheinischer Kommunen für 
ausländische Lebensmittelbezüge mit, die durch ent- 
sprechende Abmachungen mit Holland über dieAusdehnung 
der Bestimmungen über die Lieferbarkeit der sonst nur 
in Deutschland gehbandelten Zertifikate erzeugt wurden - 
Durchaus berechtigt dagegen ist, dass Davidsohn sich 
gegem die Laisser-faire-Politik bei der Abwanderung von 
Kapitalien wendet. Aber hier hätte er einmal konkrete 
Ratschläge geben sollen, denn z. B. eine Grenze wie die 
holländische ist nach den Aussagen aller Fachmänner nun 
einmalnichtabsolut dichtabzuschliessen,solangedie Ursachen 
fortdauern, die das Kapital in das Ausland scheuchen- 
Der Abgeordnete Davidsohn hätte ferner, wenn er schon 
einmal den finanziellen Dingen seine besondere Auf- 
merksamkeit schenken will, sich mit den eigenartigen 
Verhältnissen im besetzten Gebiet befassen sollen. Die 
gewaltigen Massen von Luxusfabrikaten und Waren, die 
ständig dorthin eingeführt und mit deutschen Banknoten 
bezahlt werden, sind für unsere Valuta ausserordentlich 
schädigend. Er hätte z. B. auf den Lastwagenverkehr 
Paris — Köln hinweisen können, mittels dessen die Rhein- 
lande mit Produkten überschwemmt werden, deren Genuss 
sich ein Volk, dessen Valuta im Ausland mit weniger als 
/ bewertet wird, vorderhand eben noch versagen muss. 
Und er hätte auf die vielen Zeilungsanzeigen hinweisen sollen, 
in denen grosse Posten Schokolade (A 20 000 Kilo und mehr) 
von vielen Seiten als in der Schweiz lagernd und mit 
Ausfuhrbewilligung versehen, so offen angeboten werden, 
dass es klar wird, dass diese Ware doch trotz aller Einfuhr- 
regelung und Devisenzentralisierung noch immer auf irgend- 
welchen Wegen gegen Zahlung in deutschen Noten ihren 
Weg in das Reich findet — in einer Zeit, wo kaum genug 
Geld vorhanden ist, um die uns zugebilligten knappen 
Lebensmittelrationen einzuführen und zu bezahlen. 

Die recht pfuschermässig vor sich gehende Kriegs- 
finanzierung Frankreichs stützt sich, wie be- 
kannt, in der Hauptsache auf die Staatsbank. Eine an 
schöpferischen und eigenen Ideen ausserordentlich arme, 
im ausgefahrenen alten Geleise dahertrottende Finanz- 
verwaltung hat die Mühe gescheut, durch eine gross- 
zügige Anleihe- und Steuerpolitik den überwiegenden Teil 
der Kriegskosten zu decken und damit auch den Inter- 
essen der breiten Massen des Volkes, dessen Lebens- 
führung durch die Noteninflation stark verteuert worden 
ist, zu dienen. Es ist nicht ganz klar, warum trotz aller 
immer stärker und wütender werdenden Angriffe der 
Kammer-Linken die Regierung sich nicht schon vor 
einigen Jahren dazu entschliessen konnte, zur Herab- 
minderung des Notenumlaufes sofort mit einer gestaffelten 
Einkommensteuer auf alle Kriegs- und Spekulations- 
gewinne hervorzutreten. Zweifellos mag die innere Un- 
sicherheit der leitenden Männer während all der Jahre, 
in denen der Feind im Land und der „Endsieg“ in sehr 
weiter Ferne stand, ein Grund gewesen sein, der sie vom 


Ergreifen radikaler Massnahmen abhielt. Aber eine voll- 
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gültige Entschuldigung für eine so unselbständige Politik, 
die sich damit begnügte, den Ereignissen nachzuhinken 
und sich in Träume von der kommenden Kriegsentschä- 
digung einzuspinnen, ist das natürlich nicht. Reichlich 
dunkel ist auch das Kapitel der Beziehungen des Finanz- 
ministeriums zur Bank von Frankreich im Kriege ge- 
wesen, und ganz aufgehellt ist es trotz aller Versuche 
der Sozialisten, hier hereinzuleuchten, noch heute 
nicht. Man muss, wenn man sich einmal die Mühe 
nimmt, sich die zahlreichen Kammerdebatten im 
Kriege über die Staatsvorschüsse bei der Bank und 
später anlässlich der Diskussionen des Gesetzes über die 
Erneuerung des Bankprivilegs in die Erinnerung zurück- 
zurufen, doch den Eindruck immer wieder gewinnen, dass 
in der Tat die Staatsbank diese Art der Notenfabrikation 
für den Staat, bei der recht ansehnliche Gewinne erzielt 
wurden, nicht so ungern mitgemacht hat, wie es von ihrer 
Leitung verschiedentlich dargestellt worden ist, dass sie 
überhaupt stets eine sehr stark privatwirischaftlick orien- 
tierte Politik getrieben hat und dass sie, wenn sie ernst- 
hafter und energischer sich den Ansprüchen der Regierung 
widersetzt haben würde, als es der Fall war, die Herren 
Ribot und Klotz wohl oder übel zu schärferen steuerlichen 
Massnahmen hätten schreiten müssen. Selbst heute noch 
geht die Borgerei bei der Bank noch im gleichen Tempo 
weiter. Die Höchstgrenze für die dem Staate einzu- 
räumenden Kredite ist von 24 auf 27 Milliarden Francs 
erhöht worden und im Zusammenhang damit musste auch 
der Maximalbetrag des Notenumlaufes, der schon auf 36 
Milliarden heraufgeschraubt worden war, weiter auf 40 
Milliarden heraufgesetzt werden. Nur ein sehr nerven- 
starker Finanzminister kann ohne Schwindelgefühl der- 
artige Massnahmen befürworten. Allerdings sieht man 
jetzt in Paris selbst ein, dass es auf der alten Bahn nun 
nicht mehr weiter geht und so wird denn dem ob der 
neuen Staatsanforderungen an die Bank nicht sehr er- 
freuten Publikum tröstend verkündet, dass nunmehr aber 
auch ganz sicher eine grosse Anleiheoperation vor- 
genommen werden solle, die die Schulden bei der Bank 
abbauen werde. Man hört die Botschaft, aber der Glaube 
fehlt. Ja, wenn Frankreichs einzige schwebende Schuld 
die Staatsschuld von jetzt 22,6 Milliarden Frs. wäre! Aber 
Frankreich muss ja zunächst einmal bestrebt sein, seine 
sehr losen kurzfristigen Verbindlichkeiten im Auslande 
abzudecken und kann erst dann an die Rückzahlung der 
Schuld bei der Bank gehen. Glaubt man wirklich, dass 
alles ohne ein ganz grossangelegtes Sieuerprogramm er- 
reichen und, selbst im Rahmen der nun aber bald sagen- 
haften Alliiertenanleihe, so viel erlösen zu können, dass 
man all den erwähnten Verpflichtungen nachkommen kann? 
Und wie denkt man sich die Verzinsung dieser Riesen- 
schuld? Es mag den französischen Säckelbewahrern ja 
sehr peinlich scin und ihre Popularität stark beein- 
trächtigen, aber ein anderes Mittel, als das ihnen vor 
kurzem von ihren englischen und amerikanischen Freunden 
sehr deutlich gewiesene einer gründlichen Finanz- und 
Stenerreform wird wohl nicht mehr zu finden sein. — Nur 
des theoretischen Interesses halber sei noch erwähnt, dass 
die Golddeckung der Noten der Bank von Frankreich, die 
vor dem Kriege ca. 77% betrug, jetzt ca. 16%, und ohne 
das Auslands-Gold gar nur ca. 10½ % beträgt. 
Jestus. 
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Warenmarktpreise im April 1919 


E 22 28. 

1 a aa a a n a 
Weizen New York (Winter hard Nr. 2) 237½ 237½ 237½ 237½ 2371/3 cts. per bushel 
eie 165 159½ 153½ 164%è8 155¼— cts. per bushel 
Kupfer, standard London 5 77 78598 7777 76 763/4 E per ton 
Kupfer, electrolyt London 82—84 83—841 8181 81—811/, 80% —81 £ per ton 
Zinn London Bee. 2261), 226½ 224 2268], 226 E per ton 
Zink London 357/5786536 —7½35½—35½ 35—351/, 35½—35% -£ per ton 
Blei London 25—27 23½—25 | 24— 241], 24—24½ | 24—241/, Eper ton 
Weissblech London 33/101), 33/101/, | 33/104, 33/101/, 33/101), | sh/d per ton 
Silber London 499/10 487], 4815/2 487/5 487/; d peı Unze 
Baumwolle loco New Vork. 30,00 29,25 28 30 28,50 29,65 cts. per Pfd. 
Baumwolle Liverpool . 16,88 17,00 18,01 — 18.55 d per Pfd, 
Schmalz Chicago 28,30 29,221), 30,25 30,65 32,30 Doll. per 100 Pfd. 
Petroleum New Vork. 8 17,25 17,85 17,85 17,85 17 85 cts. per Gallone 
Kaffee New York Rio Nr. 7 . 16,00 16,00 16,50 17,25 18%), cts. per Pfd. 


Plutus-Archiv. 
Meue Literatur der Molkswirkfebaft und des (Rechte, 


(Der Herausgeber des Plutus behält sich vor, 
besprechen. Vorläufig werden sie 


die hier aufgeführten Eingänge an Neuerscheinungen besonders zu 
an dieser Stelle mit ausführlicher Inhaltsangabe registriert.) 


(Abe in dieser Rubrik erwähnten Bücher sind von jeder Buchhandlung des lo- und Auslandes, ausserdem aber auch gegen 
Voreinsendung des Betrages oder gegen Nachnahme von der Sortiments-Abteilung des Plutun Verlages zu beziehen.) 


Die französische Revolution von 1789. Eine Mah- 
nung an die Gegenwart. Von Hans Wilhelm Holm. 
Verlag Ullstein & Co., Berlin 1919. Preis Z 2.— 

Was die Schrift will. — Die französische Revolution 
von 1789. — Die französische Revolution und die deutsche 

Nationalversammlung. 


Das bolschewistische Russland. Von Hans Vorst. 

Der Neue Geist Verlag Leipzig. Preis # 5.— 
Vorrede. — Emleitung. — Der Aufstieg des Bolsche- 
wiemus. — Stimmen aus dem russischem Volk. — In 

Arbeiterkreisen. — Die Ermordung des Zaren. — Die 

Stimmung in Moskau. — Die Hungersnot, — Das rote 

Moskau. — Im Lager der Antibolschewisten, — Das 

Leben in Moskau. — Der weisse und der rote Terror. — 

Die Diktatur des Proletariats. — Russland heute und morgen. 

— Die grosse Not in Petersburg. — Ein Arbeitermeeting, 

— Die „Ausserordentlichen Kommissionen.“ — Schluss- 

betrachtung. — Das bolschewistische Problem. 

Ein Hagelversicherungsmonopol des Reiches. Eine 
kritische Untersuchung über seine Bedeutung für die 
Landwirischalt. Von W. Rohrbeck, Dr. iur. et Dr. phil. 
Verlagsbuchhandlung Paul Parey, Berlin 1919, Pıeis 
M 1.—. 

Sozialisierung als organisatorische Aufgabe, Von 
Dr. Herrmann Beck, Ingenieur. Verlag Neues Vater- 
land. Preis A 3.— 


Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik- 
In Verbindung mit Werner Sombart, Max Weber 
und Josef Schumpeter herausgegeben von Edga 
Jaffe. Schriftleitung Emil Lederer, Heidelberg. 45. Band 
2. Heft. (Krieg und Wirtschaft, Heft 8.) Tübingen 1919, 
Verlag von J. C B. Mohr. 

Inhalt: Zum Preis-, Lohn- und Arbeitsleistungs- 
problem in der Uebergangs wirtschaft, Von Dr. Adolf Braun. 
— Die Wohnungsfürsorge iu der Uebergangswirtschaft 
— Von Dr. Hugo Lindemann, Stuttgart. — Zur Berufs- 
lage der Volkswirte nach dem Kriege. Von Dr. Heinz 
Potthof. — Die ökonomische Umschichtung im Kriege II. 
Von Prof. Emil Lederer, Heidelberg. — Landwirtschaft 
und Uebergangswirtschaft. Von Dr. Lothar Meyer, Berlin. 


Bericht der Royal Commission on Supply of Food 
and Raw Material in Time of War 1903. Ueber- 


Verantwortlich für den redaktionellen 


setzt von Käthe Bruns, bearbeitet und eingeleitet von 
Dr Ernst Schuster und Dr. Hans Wehrberg. 
Fünfzehntes Heft der Kriegswirtschaftlichen Unter- 
suchungen aus dem Institut für Seeverkehr und Welt- 
wirtschaft au der Universität Kiel. Herau:gegeben von 
Prof. Dr. Bernhard Haıms. Verlag von Gustav Fischer, 
Jena 1918. Preis # 5.60. 

Wir fordern die Sozialisierung der preussisch- 
hessischen Staatsbahnen durch Einführung des 
Rätesystems. Gewerkschaft Deutscher Eisenbahner 
und Staatsbediensteter. BerlinsW11, Königgrätzerstr. 87. 
Preis # 1.—. 

Sozialismus und Kultur. Heft 2. Profitwirtschaſt oder 
Versorgung wirtschaft. Von Prof. Dr. Franz Staudinger. 
Im Furche Verlag Berlin. Preis 0.80. 

Was geht der deutschen Industrie durch die Ab- 
trennung Elsass-Lothringens und des Saar- 
gebietes an Mineralschätzen verloren. Von Dr. 
Paul Kessler, Stuttgart 1919. E. Schweizerbartsche 
Verlagsbuchbandlung. Preis # 3.20. 

Das Kohleubecken an der Saar. — Das unterelsässische 
Erdölgebiet. — Die Kalivorkommen des Oberelsass. 
Die lothringische Minette. 

Kampf dem Kapitalismus, dem Völkerfeinde. Ein 
volkwirtschaftlicher Versuch von Josef Rüther, Lim- 
burg a, L. Verlag von Gebr. Steffen. Preis 1.65. 


Vergesellschaftung der Privatbetriebe. Die Schick- 
salsfrage des deutschen Volkes. Von Dr. Hugo Heinricy. 
Verlag Carl Curtius in Berlin 1919. Preis % 1.80, 

Frankreichs Handel und Industrie und die Kon- 
kurrenz des Auslandes. Generalbericht von Henri 
Hauser, korrespondieren dem Mitglied des Instituts und 
Professor an der Universität Dijon. UDebersetzt und 
bearbeitet im Institut für Seeverkehr und Weltwirtschaft. 
Sechzehintes Heft der Kriegswirtschaftlichen Unter- 
suchungen aus dem Institut für Seeverkehr und Welt- 
wirtschaft an der Universität Kiel. Herausgegeben von 
Prof. Dr. Bernhard Harms. Verlag von Gustav Fischer, 
Jena 1919. Preis V 3.50. 

Henri Hauser: Generalbericht. — Der Uebergang vom 
Krieg zum Frieden. — Die Reorganisation der nationalen 
Industrie. — Bedürfnisse der Industrie und des Export- 
handels. — Die Aufgabe des Staates, — Anhang, 


Teil G. Friedmann-Charlottenburg. 


Anzeigen des Plut 


LUIS. 


Nationalbank für Deutschland. 


per 31. 


Aktiva. 
1. Nicht eingezahltes Aktienkapital 
2. Kasse, fremde Geldsorten 
undekuponse were. 
3: Guthaben bei Noten- und f 
Abrech nungs-Banken . 
4. Wechsel und unverzinsliche 
Schatzan weisungen 
a) Wechsel(mit Ausschluss von b, 
eu.d)u.unverzinsl. Schatzanw. 
d. Reichs u. der Bundesstaaten 
b) eigene Akzepte 0 : 
c) eigene Ziehungen Ne f 
d) Solawechseld. Kund.! strats- 
an die Order d. Bank) Akzepte 
5. Nostroguthaben bei Banken und 
Bankfirmen aa e 
6. Reports und Lombards gegen 
börsengängige Weıtpapiere . 
7. Vorschüsse auf Waren und 
Warenverschiffungen . 3782 600 
davon am Bilanztage gedeckt r \ 
a) durch Waren, Fracht- oder 


Lagerscheine . wi: 
b) durch andere Sicherheiten 


8. Eigene Wertpapiere: 

a) Anleihen und verzinsliche 
Schatzanweisungen des Reichs 
und der Bundesstaaten 

b) sonstige bei der Reichsbank 
u.anderen Zentralnotenbanken 
beleihbare Wertpapiere 

e) sonstige börsengäng. Wertp. 

d) sonstige Wertpapiere . | 

9. Konsortial-Beteiligungen i 
10. Dauernde Beteiligungen bei 

and. Banken und Bankfirmen 
11. Debitoren in laufend. Rechnung 

a) gedeckte 15041651577 

b) ungedeckte. à 59682000 — 210098515 

Ausserdem: Aval- u. Bürgschafts- 

Debitoren M. 46 935 320,35 
12, Bankgebäude a A 
13. Sonstige Immobilien 
14, Sonstige Aktiva BR hs we; — 
15. Pensionsfonds-Effekten-Konto . 217042125 


Summa der Aktiva Mark 173422122159 | 


M. M. 


pf. pf. 


50061750018 


27 


235128225 


2000 000 — 237 128 225 
17897712 


152230687 


3782600 


959931725 


442293080 
12177171010 
5475415 


30| 27694197045 
21744 782,13 


6312329165 


77 


5100000 


Dezember 1918 


Passiva. 
1. Aktien-Kapital 
2. Reserven 
3. Krediioren 
a) Nosiroverpflichtungen . 
b) seitens der Kundschaft bei 
Dritten benutzte Kredite. 
c) Guthaben deutscher Banken 
und Bankfirmen . 8 
d) Einlagen auf provisionsfreier 
1. 


M 
90 000 000 — 
10000000 


6682685 


| 
4428447 


82668 704 


Rechnung 
innerbalb 7 Tagen fällig 
M. 80 691 155,67 
. darüb. hin- 
aus bıs zu | 
3 Mon. fällig, 43 081 117,89 
. nach 3 Mon. 
fällig . „ 21 503 699,79 
sonst. Kredit. 
innerhalb 
7 Tagen 
fällig . . M. 179 925 579,03 
.darüb. bin- 
aus bis zu 
3 Mon. fällig, 159 467 455,72 
.nach3Mon. 
fällig 3 
. Akzepte und Schecks 
a) Akzepte . M. 17 325 776,91 
b) noch nicht eingel. 
Schecks „ 1 309 112.59 
Ausserdem: Aval- u. Bürgschafts- 
verpflicht. M. 46 935 320,35 
Eig. Ziehungen „ 10 917 982,.— 
davon lür Rech- 
nung Dritter „ 10917 982, — 
Weiterbegebene Solawechsel der 
Kunden an die Order der Bank 
M. 
5. Sonstige Passiva | 
Talonsteuer-Rückstellung 200000 — 
Beamten-Pens.- u. Unterstütz.-F. __ 2236479175 2436479 
7025596 


6. Gewinn. 


145275973 


Q 
men 


w 


= 


27 675 409,75 |367 068 444500606 124 255 


18634 889 


89 


Summa dei Passiva Mark 734221221 59 


Gewinne und Verlust-Konto per 3t Dezember 1918. 


Debet. 


M. 
Verwaltungskosten einschließlich Porti, Depeschen 


pf. 


und Stempel 6 516 23536 
Steuern N 333 645039 
Abschreibung auf Mobilien 113 219|— 

ewinn . 8 7025 59689 


2588 690% | 


Berlin, den 31. Dezember 1918. 


Die Generalversammlung v. 80. April d. J. hat die Aus- 
zahlung einer Dividende von 


| 15% 

sowie einer Sondervergütung von 75,.— Mark für jede Aktie 
für das abgelaufene Geschäftsjahr 1918 beschlossen. Der 
Dividendenschein Nr. 21 unserer Aktien gelangt von heute 
ab mit 225 Mark bei der Bank tür Handel und In- 
dustrie, Beriin, und ihren sämtlichen Niederlassungen 
zur Auszahlung. [126 

Berlin, 30. April 1919. 


Reiss & Martin, Aktiengesellschaft. 


NM. pi. 
323 24067 
9341 23159 
4 210 627 32 
113 597 05 


Kredit. | 
Vortrag. r 0 
Gewinn anf Wechsel- und Zinsen- Konto 

Pı ovisions-Konio 
„ Sorten- und Kupons-Konto 


* 
n 


129) 13 988 69664 


Vorstand der Nationalbank für Deutsehland. 


Wittenberg. Schacht. Goldschmidt. 
— — —— EEE o nr 
PD 


Ste rauchen zu viell ue maone ien mem 


ertrost-Table - 
Rauchertros abletten er Testament ohne Rechts- 


möglichen das Rauchen ganzoder 
teilweise einzustellen. ThSchäd- anwalt und ohne Notar? 
Das Erbrecht. 


lich! 1 Schachtel 2%, © Schach- 
teln 10 0% frei Nachnahme. [114 i 1 AE Lustig: 
Ernst&Witt,Abt.140.Hamburg 23] preſs nur Mk. io 


— Zu bezieben durch jede Buchhand- 
«= Von Bernhard i 


| j l dd 
Die Börse. Preis 120 Mark = ung und dıe 


Sortiments- Abteilung des 
PLUTUS VERLAG, Berlin W. 62 Plutus-Verlag. 
Kleiststrasse 21. 


Disconto - Gesellschaft Berlin. 
Ordentliche Generalversammlung. 


Die Kommanditisten unserer Gesellschaft werden hierdurch 
auı 


Mittwoch, den 21. Mai 1919, nachm. 4 Uhr, 


zu der diesjährigen ordentlichen Generalversammlung 
nach uuserem hiesigen Geschäftshause, Behrenstr.4211, eingeladen. 


Verhandlungsgegenstände: 

1. Vorlage der B lanz und der Gewian- und Verlust-Rechnung 
sowie der Berichte der Geschäftsinbaber und des Aufsichts- 
rats für das Jahr 1918. Beschlussfassung über die Ge- 
nehmigung der Bilanz, die Gewinnverteilung und über die 
der Verwaltung zu erteilende Entlastung. 

Aenderung des Art. 1 der Satzung (Ausscheiden des Herrn 
D. Max von Schiackel aus der Zahl der Geschäftsinhaber) 
und Genehmigung der Gesamifassung der Satzung unter 
Berücksichtigung aller bisherigen Aenderungen. 

3. Aufsichtsrats wahlen. 

Zur Teilnahme an der General rersammlung ist jeder Kom- 
manditist, zur Simmenabgabe bei den zu fassenden Beschlüssen 
sind nur diejenigen Kommanditisten berechtigt, deren Anteile 
mindestens acht Tage vor Berufung der Generalversammlung 
im Aktienbuche der Gesellschaft auf ihren Namen eingetragen 
sind, und welche ihre Anteile — oder Depotscheine der Reichs- 
bank eder der Bank des Berliner Kassen-Vereins — spälestens 
einen Taz vor der Generalversammlung entweder bei einem 
Notar oder 

in Berlin in unserer Effekten-Abtellung, W, Behren- 
strasse 43/44, und bei unseren Niederlassungen in 
Aschersleben, Bad Oeynhausen, Bielefeld. Bochum, 
Braunschweig, Bremen, Burg b/M., Coblenz, Cöpe- 
nick, Cöthen i/A., Cüstrin, Danzig, Dessau, Det- 
mold, Essen, Frankfurt a. M., Frankfurt a. O., 
Giessen, Gronau 1/ W., Halberstadt, Hannover, 
Hattingen, Herford, Hildesheim. Homburg v. d. H., 
Königsberg i/P., Lemgo, Lübeck, Magdeburg, 
Mainz, Metz, Minden i/W., Mühlhausen i/Th., Mül- 
heim (Ruhr), Münster 1/ W., Naumburg a/S., Nord- 
hausen, Offenbach a. M., Peine, Posen, Potsdam, 
Rheide / W., Saarbrücken, Salzwedel, Stendal, 
Stettin, Tilsit, Trier, Wiesbaden, 

„ Cölu bei d. A. Schaaffhausen'schen Bankverein A.-G. 
und bei dessen Niederlassungen in Aachen, Beuel, 
Bonn, Cleve, Cöln-Mülheim, Crefeld, Dinslaken, 
Duisburg, Dülken, Düren, Düsseldorf, Emmerich, 
Berg.-Gladbach, Godesberg, Grevenbroich, Ham- 
born, Meiderich, Mörs, Neuß, Neuwied, Oden- 
Kirchen, Rheydt, Ruhrort, Siegen, Viersen, Wesel, 

„ Hamburg bei der Norddeutschen Bank in Hamburg 
and bei deren Niederlassungen in Altona und 
Harburg a. E., 

ferner: 
in Augsburg bei der Bayerischen Disconto- u. Wechsel- 

Bank A.-G., 

„ Barmen bei dem Barmer Bank-Verein Hinsberg, 
Fischer & Comp., 

„ Breslau bei dem Bankhause E. Heimann, 
bei dem Bankhause G. v. Pachaly’s Enkel, 

„ Cöla bei dem A. Schaaffhausen’schen Bankverein 
A.-G. (siehe oben), 
bei dem Bankhause A. Levy, 
bei dem Bankhause Sal. Oppenheim jr. & Cie., 

„ Dresden bei der Allgemeinen Deutschen Credit- 
Anstalt, Abteilung Dresden, 
bei dem Bankhause Philipp Elimeyer, 

„ Frankfurt a. M. bei der Deutschen Effecten- und 
Wechsel-Bank, 

„ Hamburg bei der Norddeutschen Bank In Hamburg 
(siehe oben), 
bei der Vereinsbank In Hamburg, 

„Karlsruhe i. B. bei der Süddeutschen Disconto- 
Gesellschaft A.-G., 
wei dem Baukhause Veit L. Homburger, 
dei dem Bankhause Straus & Co., 


en 


n Leipzig bei der Allgemeinen Deutschen Credit- 
Anstalt und bei deren Abtellung Becker & Co., 
„ Magdeburg bei dem Bankhause F. A. Neubauer, 
„ Mannheim bei der Süddeutschen Disconto- Gesell- 
schaft A.-G., 
„ Meiningen bei der Bank für Thüringen vormals 
B. M. Strupp A.-G., 
„ München bei der Bayerischen Hypotheken- und 
Wechsel-Bank, 
bei der Bayerischen Vereinsbank, 
„ Nürnberg bei d. Bayerischen Disconto- u. Wechsel- 
Baak A.-G., 
bei dem Bankhause Anton Kohn, 
„Stuttgart bei der Stahl & Federer A.-G. 
gegen Bescheinigung bis zur Beendigung der Generalversamm- 
lung hinterlegen. 
Berlin, den 2. Mai 1919. 


Direction der Disconto- Gesellschaft. 


Die Geschäftsinhaber 


Dr. Salomonsohn. Dr. Russell. Urbig. 
Waller. Dr. Mosler. Dr. Fischer. 


Heft 14 


Dutch einen bedauerlichen Druckfehler ist das Heft des 
Plutus vom 26. März mit einer falschen Heftnummer versehen 
ausgegeben worden. Dieses Heft muss die Nummer 13/14 
tragen und nicht wie dort angegeben 12/13. 


Plutus-Verlag. 


Dr. Solmssen. 
Schlieper. [128 


Bilanz am 31. 5 1918. Gewinn- u. Verlust-Rechn. 
Aktiva. | ö 
Grund u. Boden 325175 Abschreibung: 
Gebäude . . 1229484189 | auf Gebäude „| 55557[78 
Maschinen „Maschinen. . 33624943 
Utensilien NZ „ Utensilien. 2990/20 
Gleis-Anlagen 1. — Steuern u. Versich. | 43211730 
Brunnen-Anlagen . 1] Handlungs-Unkost. | 22440202 
Pferde u. Wagen . 1 Krankenkassen- u. 
Patente 1 Unfallvers.-Beitr.| 4440402 
Heimstält. -Grundst. 17510967 fav. u. A.-V.-Beitr. 1922917 
Heimstätt.-Neubaut.| 2914429 Ang.-Vers.-Beitr. 15279060 
een en, T Angestellten- und 
asse Arbeiter - Wohlf. | 35883766 
Effekten 228077470 |Obligations-Agio „| 1680 — 
Debitoren .|1452105|79 Obligations-Zinsen) 375801 — 
Fabrikat.-Bestände. 301588031 Reingewinn . 1443571050 
552062002 297189868 
Passiva. M, bf Haben M. PIT 
Aktien-Kapital 43184000 — Gewinn-Vorirag 85424 50 
77, Obligationen . 692000 — Linsen- Hinnahme. 4183951 
A . 127400 Fabrikat.-Gewinn . 284463467 
ypotbeken . = 297189868 
Obligationszinsen .| 1073750 9 
Dividende 11310 .— Die auf 13% =M. 130.— 
Bonus s 1700| —| |jestgesetzte Dividende gelangt 
Kreditoren. 181750702 gegen Einreichung des Divi- 
Arb.-Untersifds. 200000 —| |jendenscheines Nr. 4 bei 
Reservefonds 318400 — unserer Gesellschattskasse in 
Spez.-Reservefonds | 300000 — (Grünberg i Schl., dem Bank- 
Kriegsreserve . 100000 — [hause H. M. Fliesbach's Ww. 
Reingew, 15% Div.] 477600 — lin Grünberg i. Schl., der Bank 
Tantiéme f. Vorst. für Handel und Industrie in 
u. Aufsichtsrat . 142100 Berlin, der Bank für Handel und 
Kriegsst.-Rückl. . j 800000 —Tadustrie, Filiale Breslau, vorm. 
Vortr. a. n. Rechn. | 23871 >| Breslauer Disconto - Bank in 
852662602] Breslau, zur Auszahlung. [111 


Grünberg i. Schl. den 25. April 1919, 


Deutsche Wellenwaren Manufaktur Akliengesellschaft. 
Dr. Ostersetzer. 


III 


Grosse 
Berliner Strabon 


Bilanz am 31. Dezember 1918. 


Aktiva. M. Pf 
Bahn körper 113 745 361032 
Grundstücke und Gebäude 33 316 939 83 
Wagen en Te 1 ANL2ADKABANSO, 
Konzessionen nach Abschreib. v. M. 1016 000.— | 23.064 487158 
Maschinen N 3 „ „ 9433.53 714 901/79 
Einrichtungen „ 0 0 35 872.87 1— 
Geräte. i N ee 1— 
Pferde nach Abschreibung von M. 76 616.20 1— 
eie ee, 1— 
Dienstkleidung nach Abschr. von M. 642 874.55 1— 
Bestände an Baumaterialien 2 863 968 56 
8 „ Be riebs materialien. 3076 767 51 
8 „ Werkstatts materialien. 14 758 354 81 
Laufende Rechnung, Aussenstände . 12 068 899 44 
Barbestand . 89 144 94 
Wertpapiere und Hypotheken 
im Reservefonds . 14 126 673 — 
in der Tilgungsrücklage 13 309 949165 
als Sicherheiten der Beamten 875 612 — 
als Sicherheiten bei Behörden 804 552150 
Aktien der Allgemeinen Berliner Omnibus A.-G.] 8 345 909017 
Sonstige Wertpapiere — 17 2601— 
288 424 221/49 
— — —̃ͤ ä — 
Passiva. M Pf 
Aktien Tan ta gr Mae [ico 082 400— 
4% Schuldverschreibungen M. 47 334 500.— 

Davon unbegeben . = 5989 500.— | 41 345 000 — 
41/50), Schuldverschreibungen . » . . . . 27 380 000— 
3½% Schuldscheine der früheren Nebengesellsch. | 10 080 870|— 
see ee En. E 7 022 641|— 
Unbehobene Dividenden 56 698175 
4% Unbehobene ausgeloste Schuldver.] nebst 916 025 — 
4½% Unbehobene ausgeloste Schuldver. f Zinsen 226 852060 
Rückstellung f. Zinsen der 4% Schuldverschr. . 46 425|— 
De ariaa „ „ ZELL 5 433 993075 
Neserveſonds e 14 126 740040 
Tilgungsrücklage 0 32 415 496|73 

alonsteuerrücklage 1.095 146/90 
Sicherheiten der Beamten 884 391/50 
Haftpflichtrücklage el e 
Lauf. Rechn., Verschied. Gläubig. u. Barsicherh. | 16 596 48714 
Erneuerung I. 2 2% 222900. »1 10818 894% 
CCC en ae 10‘ 
Lästige Beiriebsverpflichtungen 1133 865056 
Gewinn- und Verlustrechnung 9537 485085 


288 424 221149 


Gewinn- und Verlust-Rechnung. 


Soll. M. Pf 
Sehuldverschreibungen- und Hypotheken-Zinsen 3445 330037 
Wesamt-Abschreibungen 3 „ 1 850 797/15 
Zuweisungen an Tilgungs-, Talonsteuer- und 

Haftpflichtrücklage i ur u, 2331 160!— 
Zuweisungen an die Erneuerungsrücklagen . 13 200 000) — 
Vertragsmässige Abgaben . : 3 7866 264|96 
u en ir, 9 537 488085 


"38'231 038133 


Fortsetzung nebenstehend. 


E 
57 
90 


Haben. 
Gewinn-Vortrag aus 1917 . 
FROR ug Fe er 
Betriebseinnahmen 
Betriebsausgaben 
(119) 


M. 

53 734 
i 55 262 
M. 100 050 379.44 
„ 61 928 338.58 


38 122 Po 
| 38 231 038133 


Berlin, den 20. März 1919. 


Die Direktion. 


Dr. Wussow. Meyer. Dr. W. Micke. Otto. 
Nach vorgenommener Prüfung der Belege und Bücher der 

Gesellschaft bescheinigen wir hiermit die ordnungsmässige 

Führung der Bücher und die Uebereinstimmung der vorstehenden 


Bilanz, sowie der Gewinn- und Verlustrechnung mit denselben. 
Berlin, den 20. März 1919. 


Oskar Zwickau, Emil Krynitz, 


öüffontlich angestellter, gerichtlicher Bücherrevisor f. d. 
beaidigter Bücherrevisor im Bezirk Kammergericht u. Landgericht Ty 
der Handelskammer zu Berlin. öffentlich angestellt und beeidigtim 
Bezirk der Handelskammer z. Berlin, 


Fasson 


einer Aktiengesellschuft oder einer G. m. b. H, 


zu kaufen gesucht. Ausführliche Angebote erbeten sub 
E. E. 3 an die Expedition des Blattes. 


A 
Abseh'uss per 31. Dezemb. 1918. ] Gewinn- und Vertust-Rechnung 
Aktiva. M. Pi Soll. Al. BE 
Grundstück und || Seneralunkosten .| 2 511 844/69 
Gebäude Schle- || Uneinbringliche 
sischestraße . .| 3228610 — || Forderungen 43 706161 
Grundstück Abschreibungen 1 461 45567 
Bouchestraße | 198 028 — [Reingewinn .. 1861 702/95 
Gebäude do 236 352 — 5 878 709 92 
Maschinen- u Fa- f - 
brikations-Anl. 1 — Haben. M. EI 
Werkzeuge 1 Gewinn- Vortrag | 
Matrizen 60 628 —[ aus 1917 140 289071 
Inventar e e 295 924/57 
is 2 Bruttogewinn . .| 5 442 495 64 
Patente 1— 5878 709 92 
Kraftwagen = 
inn 11— 
Wertpapiere und Die auf 15 % =- MT. 150.— 
Beteiligungen . 3 205 039 —ltestgeselzte Dividende gelangt 
Kautionen 15 51205 bed Det Söder 
Kassenbestand. .| 73881187 |1°°°°° emer 1 
Bank-Guthaben .| 3994 633|19|| von 10% = Mk. 100 pro 
Aussenstände. . .| 4344 54410 Dividendenschein 1918 ausser 
Warenbestand. .| 1749 048 — bei unserer Gesell- 
17 106 285/01 ||achaftskasse, bei der Ma- 
Passiva. M. [P |tionalibank für Deutsch- 
Genet . En az land und bei dem Bankhause 
esetzl. Rückl, = 
Delkıederefonds | 200 000 — [Schwarz, Goldschmidt 
Beamten u. Arb.- & Co., hier, zur Auszahlung. 
Unterstützungs- 5 š 
1 D 75 69505 Berlin, den 25. April 1919. 
Hypotheken . 2 285 000 — — 
Nicht eingelöste l nd tr 
Gewinn -Anteil- ur 
SCheInerL. 0 9 520) — 
Gläubigeru.Rück- 6 ] N f 
stellungen . ] 6432 215131 Aktien ese Ist l t 
Reingewinn. . 1 861 202025 Der vorstand. 124 
17 106 285/01 || M. Straus. ppa. Salomon. 


Döring & Lehrmann 
Aktiengesellschaft für Bergwerks-, Erd- und Bauarbeiten. 
Die Auszahlung der für 1918 ſestgesetzten Dividende 
erfolgt mit 5% = 50 M. für die Stammaktien 
und „ 6% = 60 „ „ „ Vorzugsaktien 
von heute ab, ausser bei der Gesellschaftskasse in Halle a. S. 
bei dem Bankhause Jacquier & Secnrius, Berlin C., An der 
Stechvahn 3/4. 
Halle a. S., den 26. April 1919. 
böring & Lehrmann 
Aktiengesellscha‘t für Bergwerks, Erd- und Bauarbeiten. 


Hansa-Lloyd Werke Akt.-Ges., Bremen. 


Bilanz am 31. Dezember 1018. 


125 


Aktiva. M. pf. 
Grundstücke . Di 1 270 0001 — 
Gebäude 70 2 5 270 000 — 
ie „ EEr 11— 
Dampfkessel-, Heizungs- und Leitungsanlagen. 310 000| — 
Licht- und Krafıanlagen . Fe 500 000 — 
Maschinen r 2 360 000 — 
Werkzeuge, Vorrichtungen und Geräte 210 000 — 
Modelle und Patente . r 2 — 
CCT 1— 
Warenbestand 27 132 664/26 
Kassenbestand 25 975/86 
Wechselbestand . “nen 2 231/67 
Postscheckguthaben 21 088/85 
Debitoren einschl. Anzahlungen Py 8 197 23023 
Effekten und Beteiligungen. . | 1513557 — 
BONO Ap De ee ee 23 470 — 
Aval-Verpflichtungen . . . . 89 930.— 
46 336 221/87 
Passiva. M. l. 
iel 20 000 000| — 
Obligationsanleihe (M. 3 500 000.) 3 279 000 — 
Reserveionds . . Pa 2 986 393|72 
Spezialreservefonds : . 2 22 nen ee 250 000) — 
Wohlfahrisfonds . . 250 000 — 
FFF a. hs Re 399 000) — 
Kreditoren, einschl. Anzahlungen 15 971 52915 
Noch nicht abgehobene Dividende 10 905 — 
Avalverpflichtungen 89 930 — 
Gewinn-Vortrag aus 1917 1287 375.34 
Reingewinn 1402 018.66 | 2 689 394. — 
16 836 221|87 
Gewinn- und Verlustrechnung am 31. Dezember 1918. 
8011. M. pk. 
Geschäftsunkosten einschl. Kriegsunterstützungen | 3593 673080 
Abschreibungen auf Anlagen 3 730 540/46 
Ridge w inn 2 689 394 — 
10 013 60826 
Haben. M. pf. 
Gewinnvortrag aus 19177 1 287 375/34 
Bruttogewinn nach Abzug sämtl Betriebsunkosten | 8 72623292 
10 018 608|26 


Die Dividende für das Geschäftsjahr 1918 gelangt vom 
30. April 1919 ab mit 10% = M. 100.— für jede Aktie gegen 
Einlieferung der Gewinnanteilscheine zur Auszahlung bei dem 
Bankhause S. Bleichröder in Berlin, bei der Deutschen 
Bank in Berlin und deren Filiale in Bremen, bei der 
Deutschen Nationalbank, Kommanditges. auf Aktien in 
Bremen und deren Niederlassungen, bei dem Bankhause 
Bernh. Loose & Co. in Bremen, bei der Oldenburgischen 
Spar- und Leihbank in Oldenburg und deren Niederlassungen 
und bei dem Bankhause Schröder, Heye & Weyhausen in 
Bremen, 

Der Aufsichtsrat besteht aus den Herren Generalkonsul 
Hincke, Bremen, Vorsitzender; Bankier J. F. Schröder, Bremen, 
stellv. Vorsitzender; A. Guttmann, Berlin, Generaldirektor Ph. 
Heineken, Bremen, E. Krug, Bremen, Fr. Möller, Bremen, 
Bankdirektor E. Murken, Oldenburg, Günther Rieniets, Bremen, 
P. Roloff, München, Direktor H. Schackow, Bremen. 

Bremen, den 28. April 1919. 

Der Vorstand. 
Meyer. Sporkhorst, 


Allmers. [120 


— r // . . gen m -AJ 


IV 


ee — eo a — 


Baugeld 


für zeitgemässe Kleinhaus-Siedlung gesucht, 


Angebote erbeten u. H. 7416 R. an Haasenstein & Vogler, 
Berlin W 35. 116 


Chemnitzer Bank-Verein. 


Bilanz ber 31. Dezember 1918. 


Aktiva. M. 1 
An Kassa, Giroguthaben, Sorten und | 
Rupes ET 4 242 90630 
„ Wechsel u. Guthaben b, Banken 25 501 229,24 
„ Lombard-Vorschüsse . 5 15 048 489178 
„ Vorschüsse auf Waren und 
Warenverschiffungen . » 4 336 47965 
ente Er 16 167 75219 
„ Konsortiale Beteiligungen . 303 524179 
„ Dauernde Beteiligungen 5 722 001 — 
s Debitoren nn. yra ñ] 56 094 153158 
„ Bankgebäude Chemnitz, Burg- 
städt, Crimmitschauu. Eibenstock 1 830 000 — 
„ Grundstücke . 150 001 — 
730 390 537 53 
2ͤ ĩðé —T— ee 
Passiva. M. je M. BE 
Per Aktien-Kapital . 15 000 ler 
„ Reservefonds 1 2 000 000 — i 
„ Reservefonds II 2 000 000 — 
„ Konto-Korrent-Reserve . 1500 000 - 5 500 000 — 
„ Depositengelder. . . 71 39 866 795182 
„ Kreditoren N 67 773 530|78 
r Tr 728 014/41 
n» Otto Weissenberger-Stiftung 79 56750 
„ Dividende Ba 1203 514|— 
% dRantıamen er aa Na E: 5 66 66019 
„ Gewinn-Vortrag für 1919 “al 178 448112 
113] 130 390 537135 


Allgemeine Deutsche Cre I- Anstalt, 


Unsere Aktionäre werden hiermit zu der am 


Sonnabend, den 24. Mai 1919, 
vormittags 11 Uhr, 


im Sitzungssaale unserer Bank, Brühl Nr. 75/77 und Richard- 
Wagner-Strasse Nr. 1 statifindenden 
dreiundsechzigsten ordentlichen Generalversammlung 
eingeladen. 
Tagesordnung: 
1. Vorlegung des Geschäftsberichtes und des Rechnungs- 
abschlusses für das Jahr 1918 und Beschlussfassung über 
Genehmigung des Rechnungsabschlusses. 
2. Beschlussfassung über die in Vorschlag gebrachte Ver- 
teilung des Gewinnes, 
3. Erteilung der Entlastung au den Vorstand und den 
Aufsichtsrat der Gesellschaft. 
4. Wahlen in den Aufsichtsrat, 
Geschäftsbericht und Rechnungsabschluss liegen 17 Tage 
vor der Generalversammlung in unseren Geschäftsräumen aus; 
von diesem Zeitpunkte ab können von den Aktionären auch 
Druckexemplare in Empfang genommen werden. 
Die Ausübung des Stimmrechts ist davon abhängig, dass 
die Aktien zu diesem Zwecke hinterlegt werden, spätestens 
am 22. Mai 1919 
bei uns In Leipzig oder einer unserer Niederlassungen, 
bei der Direction der Disconto-Gesellschaft in Berlin, 
Bremen, Essen, Frankfurt a. M. und Frankfurt a. d. O., 
bei der Bank für Thüringen vormals B. M. Strupp 
Akt.-Ges. in Meiningen, 

bei der Bayerischen Disconto- & Wechsel-Bank A.-G., 
Nürnberg, 

bei dem A. Schaaffhausen’schen Bankverein A.-G., Cöln. 

Die über die Hinterlegung ausgestellten Bescheinigungen 
dienen als Einlasskarten zur Genera versammlung. 

Leipzig, den 30. April 1919. 


Allgemeine Deutsche Credit-Anstalt. 


Keller. Petersen. Dr. Schoen. 


